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I  Vorwort  I
INHALT

Liebe Friedensfreundinnen, 
Liebe Friedensfreunde,

Die Bundesregierung will mehr 
Geld fürs Militär ausgeben und den 
Etat bis 2024 von 1,2 auf 2 % der 
Wirtschaftsleistung Deutschlands 
steigern. In Europa wurde 2017 das 
Abkommen zur „Ständigen Struktu-
rierten Zusammenarbeit“ (PESCO) 
unterzeichnet und gilt als erster 
Schritt hin zu einer weitgehend 
gemeinsamen Verteidigungspolitik 
(Rüstungsprojekte, Europa-Armee) 
der Mitgliedsstaaten der EU. Der 
Washingtoner Vertrag über nuk-
leare Mittelstreckensysteme (INF-
Vertrag) wurde 2018 durch die 
USA aufgekündigt. Der Handel mit 
Großwa�en hat in den vergangenen 
Jahren deutlich zugenommen - das 
rechnet das Friedensforschungsins-
titut Sipri vor. Deutschland steht auf 
Platz vier der Exporteure. 

Das sind nur einige besorgniserre-
gende Entwicklungen einer welt-
weiten Militarisierung, die wir seit 
geraumer Zeit beobachten können. 
Militärkritik, Problematisierung und 
Skandalisierung der militärischen 
Sicherheitspolitik – das sind Wege, 
die auch wir seit Jahrzehnten ver-
folgen. 

Mit „Sicherheit neu denken“ gibt 
es nun ein Positiv-Szenario der Ev. 
Landeskirche Baden, das die Mög-
lichkeiten von der militärischen 
zur zivilen Sicherheitspolitik und 
damit eine konstruktive Alternative 
aufzeigt. Diesem Thema widmen 
wir unseren Schwerpunkt, indem 
wir das Szenario vorstellen und aus 
verschiedenen Perspektiven von 
Autor*innen, die sich schon lange 
mit Thematiken wie der zivilen 
Kon�iktbearbeitung beschäftigen, 
analysieren lassen.

Das „Friedensprojekt Europa“ steht 
aktuell vor großen Herausforderun-
gen. Die Europawahl 2019 steht vor 
der Tür. Mit dem Aufruf „Rettet das 
Friedensprojekt Europa! Für Frieden. 
Für Menschenrechte. Für Europa.“ 
an das Europäische Parlament 
verdeutlichen wir die Wichtigkeit 
dieses gemeinsamen, friedlichen 
Europas. Die Wahlprüfsteine sollen 
Ihnen eine Hilfestellung bei Gesprä-
chen mit Abgeordneten bieten.

Der neu gewählte Vorstand hat auf 
seiner Jahresklausur die künftigen 
Arbeitsschwerpunkte in unserem 
Diözesanverband beschlossen und 
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dabei die Rückmeldungen unserer 
Mitglieder auf der DV 2018 berück-
sichtigt. Die Ergebnisse �nden Sie in 
diesem Heft, wie auch einen Bericht 
über die „Zukunftswerkstatt“ von 
pax christi. Wir blicken also nach 
vorn.

Berichte von Mitgliedern von ver-
schiedenen Veranstaltungen sowie 
die Rezensionen runden die aktuelle 
Ausgabe ab.

In dieser Ausgabe gibt es zudem 
eine Neuerung: Zur besseren Sicht-
barkeit haben wir die „Termine und 
Hinweise“ auf die ersten Seiten des 
Heftes platziert.

Wir wünschen eine anregende 
Lektüre!

Daniel Hügel, Ferdinand Kerstiens, 
Stefan Leibold und Eberhard Ockel

Termine und Hinweise

Sonntag, 12. Mai 2019, 15.30 Uhr
Pfarrheim St. Martini, Münster 

Friedensprojekt Europa?!

Die Wahl des Europaparlaments �ndet vom 23. bis 26. Mai 2019 in den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union statt, in Deutschland am 26.Mai.  
Sie wird entscheidende Weichen zur Zukunft der Europäischen Union und 
unseres Zusammenlebens in Europa stellen. 

Wohin wird sich die EU entwickeln? Geht es mit der europäischen Inte-
gration voran - und vor allem: wie geht es voran? Verdient Europa den 
Namen „Friedensprojekt“ noch angesichts sinkender Unterstützung für 
Friedensbildung und Zivile Kon�iktbearbeitung?

An diesem Nachmittag wollen wir die Vertreter*innen der Parteien zu 
ihren Positionen zu wichtigen Themen der Friedenspolitik befragen:

-
menarbeit“ im Bereich Sicherheit und Verteidigung in der EU (Pesco) 
und zur Rüstungsexportpolitik?

angesichts eines neuen Rüstungswettlaufs zwischen den USA und 
Russland?

-
schenrechte, wenn wir an die Menschen denken, die vor Krieg und 
Gewalt �iehen und sich nach Europa auf den Weg machen?

Wir freuen uns auf eine spannende und konstruktive Diskussion mit Ihnen 
und mit unseren Gästen:

Anna Blundell, Bündnis 90/die Grünen, Kandidatin für das Europapar-
lament 
Hannes Draeger, Die Linke, Mitglied im Kreisvorstand Münster
Johannes Geist, FDP, Mitglied im Wahlkampfteam von Paavlo Czwikla, 
Europakandidat
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Werner Jostmeier, CDU, ehem. MdL, Honorarkonsul der Republik Bul-
garien und von 2005 bis 2012 Vertreter des Landes NRW im Ausschuss 
der Regionen der EU in Brüssel
Sarah Weiser, SPD, Kandidatin für das Europaparlament

In Kooperation mit der DFG-VK Münster.

Montag, 13. Mai 2019
Akademie Franz Hitze Haus,  
Kardinal-von-Galen-Ring 50, 48149 Münster

Pionierarbeit für interreligiöse Bildung
Zeitgeschichte im Spiegel einer Autobiogra�e

Mit seinem Gesprächspartner Clauß Peter Sajak erinnert sich Johannes 
Lähnemann, einer der bedeutendsten Vertreter des interreligiösen Dialogs 
in Deutschland, an seine Pionierarbeit für interreligiöse Bildung. Als deren 
Notwendigkeit und Brisanz noch kaum im Blick war, war er einer der Ers-
ten, der sich diesen Themen zuwandte. Mehr Infos auf unserer Webseite.

Tagungsbeitrag: 8,-- € / erm. 4,-- €

Samstag, 15. Juni 2019, 15 Uhr
KSHG Münster, Frauenstraße 3-6, Münster, Aula

Verleihung des Papst-Johannes XXIII-Preis 2019

Der fünfte Papst-Johannes XXIII-Preis geht in diesem Jahr an zwei Per-
sonen, stellvertretend für das Netzwerk Kirchenasyl Münster: Maria 
Espelkott aus Rosendahl und Benedikt Kern aus Münster. Mit dem Preis 
ehrt pax christi im Diözesanverband Münster Menschen oder Gruppen, 
die sich im Sinne des 2014 heiliggesprochenen Papstes und des von ihm 
inaugurierten Zweiten Vatikanischen Konzils engagieren. Spenden vor 
Ort sind willkommen!

Samstag, 7. Juli 2019

Mahnwache in Büchel

Abfahrt: 8 Uhr Recklinghausen, Wickingplatz, Rückkehr gegen 20 Uhr

Ob wir mit einem Bus oder mit Privatwagen fahren werden, hängt von der 
Teilnehmerzahl ab. Die Fahrtkosten werden umgelegt; pro Person etwa 
40-50 Euro per Bus bzw. 10-20 Euro per PKW 

Anmeldung bis zum 16.06.2019 erbeten:  
per e-mail an: gertzjohannes54@googlemail.com

pax christi-Regionalgruppe Recklinghausen
Heilige-Geist-Str. 7, 45657 Recklinghausen

Donnerstag, 3. Oktober 2019, Kalkar
Protest gegen die NATO-Zentrale in Kalkar

Wie in den vergangenen Jahren �ndet am 3. Oktober 2019 wieder eine 
Protestaktion gegen die NATO-Zentrale in Kalkar/Uedem statt. Der pax 
christi Diözesanverband ruft zur Beteiligung an diesem Protest auf. 
Eines der wichtigsten Zentren des NATO-Luftwa�en-Einsatzes be�ndet sich 
in Kalkar. Von den Tornados in Syrien bis zu den Luft-Transportern in Mali: 
Alle Luftwa�eneinsätze der Bundeswehr im Ausland werden von Kalkar 
gesteuert. Dort haben die Bundeswehr und die NATO Leitzentralen und 
Kriegs-Infrastruktur für den Hightech-Krieg aufgebaut. Von den Gefechts-
ständen in Kalkar will die Bundeswehr künftig auch ihre Kampfdrohnen 
steuern.

Bitte den Termin vormerken. Organisatorische Einzelheiten und aktuelle 
Informationen werden in der pc-korrespondenz 2/2019 verö�entlicht.
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Donnerstag, 10. Oktober 2019
Sportpark Sentruper Höhe

3. Münsteraner Friedenslauf

Wir freuen uns, wenn auch Sie uns am 10. Oktober unterstützen und sich 
gemeinsam mit uns gegen Gewalt und für den Frieden weltweit einsetzen!

teil! Sprechen Sie auch Kolleg*innen und die Schulleitung an!

Schüler*innen der Münsteraner Schulen aus ihrem Familien-, Freundes-, 
und Bekanntenkreis an und motivieren Sie diese zur Teilnahme!

uns zwischen 9 und 12 Uhr tatkräftig unterstützen.  Hilfe wird vor allem 
bei der Ausgabe von Wasser und Bananen an die Läufer*innen, bei der Ver-
teilung von Stempeln nach jeder gelaufenen Runde oder zur Absicherung 
der Laufstrecke benötigt. Ihre Meldung zur ehrenamtlichen Mithilfe nehme 
ich unter d.huegel@paxchristi.de oder unter 0251/511420 gern entgegen.

12. bis 17. Oktober 2019

Mystik und Widerstandsgeist.  
Eine Reise nach Helfta und zu den eigenen Quellen.

Die für den Zeitraum 12.-17.10.2019 geplante und in der pc-korrespondenz 
Nr. 3/2018 ausgeschriebene Reise zum Kloster Helfta wird statt�nden. Bisher 
haben sich 20 TeilnehmerInnen angemeldet. Es sind noch einige Plätze frei. 
Das Anmeldeformular kann unter dem Link:

www.muenster.paxchristi.de/termine heruntergeladen werden.

Die Reise verspricht wegen der ReferentInnen und der Zusammensetzung der 
Reisegruppe wieder sehr abwechslungsreich, gewinnbringend und spannend 
zu werden.

Die Angemeldeten, die ihre Anzahlung noch nicht geleistet haben, bitten wir um 
baldige Bezahlung auf das Konto des Fördervereins der pax christi-Bewegung 
im Bistum Münster mit IBAN: DE40 4006 0265 0003 9626 00. Danke.
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Samstag, 23. November 2019
Pfarrheim St. Martini, Martinikirchhof 11, 48143 Münster

Diözesanversammlung 2019

Unsere diesjährige DV �ndet im Pfarrheim St. Martini statt. Die genaue Uhr-
zeit und das Programm werden rechtzeitig mit der nächsten Ausgabe in der 
Einladung bekannt gegeben.

Politisches Nachtgebet

Die Arbeitsgruppe „Politisches Nachtge-
bet“ hat sich im März 2019 einvernehmlich 
aufgelöst. Den Spirituellen Gedanken von 
pax christi weiterzutragen, bleibt jedoch 
Ziel und Anspruch von uns. Dazu soll es 
anlassbezogene Veranstaltungen mit 
geeigneten Formaten geben. Vorstand 
und Friedensreferent werden diese Ver-
anstaltungen zusammen mit geeigneten 
Kooperationspartner*innen vorbereiten 

und durchführen.

Einladung zum pax christi Kongress 
Gewaltfreie Zukunft? Gewaltfreiheit konkret.
25./26. Oktober 2019 im Bonifatiushaus in Fulda

Was bedeutet Gewaltfreiheit im Kontext der internationa-

len Beziehungen? Was sind Methoden und Strategien akti-

ver Gewaltfreiheit? Wie sieht die konkrete Praxis aktiver Ge-

waltfreiheit als Kern politischen Handelns für eine gerechte 

Welt ohne Gewalt und Waffen aus? Suchen Sie nach Antwor-

ten auf diese Fragen? Dann sind Sie beim pax christi-Kongress 

2019 genau richtig!  

Mit diesem Kongress führt pax christi Friedensbewegte und 

Forscher*innen zusammen. Hier werden aktuelle sozialwis-

Freitag, 25.10.2019

18:00 Uhr

Eröffnung

18:15 – 21:30 Uhr

 Drei Forschungsperspektiven zur Gewaltfreiheit stellen sich 

vor

Prof. Dr. Stefan Silber: Fundamente einer Theologie der Ge-

waltfreiheit – Catholic Nonviolence Initiative

 Prof. Dr. Hanne-Margret Birckenbach: Zur Logik des Friedens 

und den Prinzipien von Friedenshandeln

Dr. Theodor Ziegler: Szenario „Sicherheit neu denken – Von 

der militärischen zur zivilen Sicherheitspolitik“

Samstag, 26.10.2019

09:00 Uhr

Begrüßung und Einführung

Vortrag von Apl. Prof. Dr. theol. Thomas Nauerth: Gewaltfrei-

heit als Stil einer Politik des Friedens? Erfolge, Akteure und 

Perspektiven

11:00 – 12:30 Uhr

Arbeitsgruppen zur Auseinandersetzung mit den Säulen I – 

V des Szenarios

I. Gerechte Außenbeziehungen

Prof. Dr. theol. Habil. H. c. Egon Spiegel: Peace counts: Gewalt-

freiheit auf verschiedenen Ebenen

senschaftliche, theologische und friedensethische Ansätze 

vor- und zur Diskussion gestellt, die sich mit aktiver Gewalt-

freiheit auseinandersetzen. Neben der wissenschaftlichen 

Grundlegung geht es vor allem um die Umsetzung der Dis-

kurse in politische Praxis. 

Peter Schönhöffer: Perspektiven für globale Gerechtigkeit – 

wo kann es hingehen? Wie können wir dazu beitragen?

II. Nachhaltige Entwicklung der EU-Anrainerstaaten

Stefanie A. Wahl M. A.: EU(ropa) an seinen Grenzen

III. Teilhabe an der internationalen Sicherheitsarchitektur

Prof. Dr. Hans-Joachim Heintze: Von einem Völkerrecht der 

Souveränität zu einem Völkerrecht der Solidarität

IV. Resiliente Demokratie

Prof. Dr. Michelle Becka: Wenn Autoritarismus die Freiheit 

gefährdet

 Prof. Dr. Gregor Lang-Wojtasik: Global Citizenship Education 

als Projekt der Gewaltfreiheit

 Prof. Dr. Friedhelm Boll und Burchard Schlömer: Versöhnung 

als geschichtliche Erfahrung und aktuelle Herausforderung – 

worauf kam und kommt es an? 

V. Konversion der Bundeswehr und Rüstungsindustrie

 Prof. Dr. i. R. Heinz Günther Stobbe: Atomwaffen und atomare 

Abschreckung aus ethischer Sicht

14:30 – 16:00 Uhr

Arbeitsgruppen wie am Vormittag

 Zurzeit läuft ein Call for papers, der besonders junge For-

scher*innen zur Mitwirkung einlädt. Daraus werden sich wei-

tere Arbeitsgruppen ergeben.

16:30 – 18:00 Uhr

Abschlussrunde

Konkrete Perspektiven – Nächste Schritte – Politische Stra-

tegien

Melden Sie sich jetzt an und diskutieren Sie 

mit! Nähere Informationen erhalten auf 

paxchristi.de und im pax christi-Sekretariat 

sekretariat@paxchristi.de

Das Kongressprogramm
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Sicherheit neu denken. 
Von der militärischen zur 
zivilen Sicherheitspolitik
Ein Szenario bis zum Jahr 2040

Friedenshandeln hat zwei Dimen-
sionen: Zum einen die Militärkritik 
durch die persönliche Verwei-
gerung jeglicher Kriegsdienste 
sowie Problematisierung und 
Skandalisierung der militärischen 
Sicherheitspolitik, deren man-
gelnder Zielführung, Kontrapro-
duktivität und auch humaner 
Inkompatibilität. Der größte Teil 
der Aktivitäten der Friedensbe-
wegung ist militärkritischer Art, 
gegen Rüstungsexporte, gegen 
Atomwa�en, gegen Drohnen und 
vieles andere mehr. Die zweite 
Dimension ist das Engagement 
für eine konstruktive Alternative. 
Wie könnte eine Sicherheitspolitik 
strukturiert sein, die humanen 
Wertvorstellungen Rechnung trägt, 
die die Unsicherheitsfaktoren an 
der Wurzel behandelt, anstelle 
durch die militärische Bedrohung 
möglicher Kon�iktpartner in un-
tauglicher Weise an Symptomen 
herumzukurieren?

Beide Formen des Friedenshandelns 
sind notwendig, sie bedingen sich 
sogar: Konstruktive Alternativen 
werden umso dringender, je klarer 
Militärkritik die Probleme analysiert 
und vermittelt. Militärkritik wird 
umso akzeptabler, je plausibler die 
Möglichkeiten von Alternativen 
erscheinen. Dieser Zusammen-
hang zeigte sich auch im Falle des 
für 2022 gesetzlich beschlossenen 
Atomausstieges. Der politische 
Erfolg der „Atomkraft-nein-danke“-
Bewegung stieg mit der Entwick-
lung der Substitution durch die re-
generative Energiegewinnung und 
Energieeinsparungsmaßnahmen.

Dieses Bemühen um eine glaub-
hafte Alternative zur militärischen 
Friedenssicherung war auch ein 
Anliegen der badischen Landessy-
node, die 2013 im Rahmen ihres 
wegweisenden Beschlusses, „Kirche 
des gerechten Friedens“ werden 
zu wollen, einen entsprechenden 

Theo Ziegler
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Auftrag für die Erstellung eines 
Militärausstiegsszenario erteilte. 
Eine interdisziplinäre Arbeitsgrup-
pe unter Leitung des badischen 
Friedensbeauftragten Stefan Maaß 
beschrieb mithilfe der Szenario-
technik drei Entwicklungen, die 
einerseits den Trendverlauf, die 
Fortschreibung des Gegenwärtigen 
darstellen, zum anderen, als das 
Negativszenario, den schlimmsten 
anzunehmenden Fall und als Drit-
tes die bestmögliche Entwicklung 
aufzeigen. Der Schwerpunkt wurde 
auf die Darstellung dieses anzustre-
benden Positivszenarios gelegt.

Dabei konnten die AutorInnen auf 
viele wissenschaftliche Vorarbeiten 
wie beispielsweise die Konzepte 
der Sozialen Verteidigung, der Frie-
denslogik, der Zivilen Kon�iktbe-
arbeitung und viele Praxisansätze 
wie die Nonviolent Peaceforce, die 
Peace Brigades International und 
ähnliche Organisationen, den Zivi-
len Friedensdienst, den Aktionsplan 
der Bundesregierung „Zivile Kri-
senprävention, Kon�iktlösung und 
Friedenskonsolidierung aus dem 
Jahr 2004“ und die UN-Nachhal-
tigkeitsziele (SDGs) zurückgreifen. 
Ein erster Szenario-Entwurf wurde 
2017 bei Anhörungen von ExpertIn-
nen aus Politikwissenschaft, Militär, 
Friedensbewegung und Religionen 
diskutiert und dann weiter überar-
beitet. Die ö�entliche Vorstellung 
des Szenario-Buches erfolgte auf ei-

nem friedensethischen Studientag 
des Evangelischen Oberkirchenrates 
am 28. April 2018 in Karlsruhe.

Da der ursprüngliche Begri� „Aus-
stieg“ im Sinne von „Aussteiger“ 
eher negative Assoziationen hervor-
zurufen vermag, wurde schlussend-
lich – angeregt durch einen Aufruf 
für eine neue Ostpolitik – der Titel 
„Sicherheit neu denken. Von der mi-
litärischen zur zivilen Sicherheitspo-
litik“ gewählt. Zwar ist aus der po-
litikwissenschaftlichen Diskussion 
das Gegensatzpaar „Friedenslogik 
versus Sicherheitslogik“ geläu�g, 
womit die Bedeutung des vom 
Frieden-her-Denkens als politische 
Leitlinie im Gegensatz zu militäri-
schem Sicherheitsstreben de�niert 
wird. Damit bliebe jedoch der 
Begri� der Sicherheit dem Militär 
überlassen und würde der wichtige 
Wert humaner Sicherheit, im Sinne 
eines sich Versorgt-Wissens und 
der Wahrung der Menschenrechte, 
preisgegeben. Mit „Sicherheit neu 
denken“ und „ziviler Sicherheits-
politik“ soll der Sicherheitsbegri� 
aus der Engführung militärischer 
Logik befreit und rehabilitiert wer-
den. Um den immer wieder zutage 
tretenden Missverständnissen 
vorzubeugen, könnte das obenge-
nannte Gegensatzpaar präzisiert 
werden, indem man von „ziviler 
Friedenslogik versus militärischer 
Sicherheitslogik“ spräche. Durch 
das Adjektiv „zivil“ erschien der 

Autorengruppe auch „gewaltfrei“ 
ersetzbar, weil in zivilem Gebaren 
enthalten, und werde auch rechts-
staatliche Polizeigewalt zur Verbre-
chensbekämpfung inkludiert.

Die wesentlichen Elemente 
des Szenarios „Sicherheit 
neu denken“ (Snd)

War das Konzept der Sozialen 
Verteidigung bedingt durch seine 
Entstehung im Ost-West-Gegensatz 
eine eher am engen Friedensbegri� 
der Kriegsnegation orientierte 
Strategie, so bezieht sich das Sze-
nario Snd auf den weiten, positiven 
Friedensbegri� des Prozesses der 
Minimierung lebensbehindernder 
Faktoren und der Maximierung 
lebensdienlicher Faktoren. Wenn 
Kon�ikte und Kriege die Folge un-
gerechter Verhältnisse sind, dann 
bedeutet eine wirklich frieden-
schaffende Sicherheitspolitik das 
Engagement für die humane Si-
cherheit aller Menschen. Dies wird 
an dem Fünf-Säulen-Modell „Zivile 
Sicherheitspolitik“ aufgezeigt: Faire 
ökonomische Außenbeziehungen, 
ökologischer und globalverantwort-
licher Lebensstil, gutnachbarliche 
Verhältnisse zu den EU-Anrainer-
staaten, friedenslogische Sicher-
heitsarchitektur, auch im Sinne 
der Demokratisierung und „Verpo-
lizeilichung“ der internationalen 
Beziehungsebene, wesentliche 

Verstärkung der zivilen Kon�iktbe-
arbeitungskultur und Konversion 
der Bundeswehr für zivile Aufgaben 
wie Katastrophenschutz, Rettungs-
wesen, Polizei.

Charakteristisch für ein Szenario 
ist neben der klaren Zielde�nition 
– hier die mittelfristige Entmili-
tarisierung durch Konversion von 
Bundeswehr und Rüstungspro-
duktion –, dass auch eine zeitliche 
Abfolge der erforderlichen Schritte 
als Meilensteine mit einem reali-
sierbaren Zieldatum – hier das Jahr 
2040 – benannt wird. Während 
dies bei der Klimaproblematik 
erfolgt ist, traut sich bezüglich 
der Kriegsproblematik so gut wie 
niemand in Politik, Wissenschaft, 
Kirchen oder Friedensbewegung, 
die Ablösung der Bundeswehr zu 
fordern, geschweige denn eine Jah-
reszahl hierfür zu benennen. Diese 
perspektivische Lähmung soll mit 
dem Szenario überwunden werden: 
Nach der Vorstellung des Szenarios 
in diesem Frühjahr ist nun an die 
Bildung einer Kooperation von ähn-
lich orientierten Organisationen für 
eine gemeinsame zivilgesellschaft-
liche Informationskampagne in den 
Jahren 2019 und 2020 gedacht. 
Anschließen soll eine Diskussion 
auf der politischen Ebene, die dann 
2021 Bundestagsbeschlüsse für die 
Beendigung der Rüstungsexporte 
absichernden Hermesbürgschaften 
und den Atomwaffenabzug aus 
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Deutschland zur Folge hat. Nach ei-
ner 2024 verö�entlichten o�ziellen 
Studie soll der Wechsel zu einer aus-
schließlich zivilen Sicherheitspolitik 
im Jahr 2025 vom Bundestag be-
schlossen werden, im Jahr 2035 ein 
Bundestagsbeschluss zur Konversi-
on der Bundeswehr, so dass dieses 
Ziel im Jahr 2040 erreicht sein wird. 
Möglicherweise kann dieser Prozess 
aber auch länger dauern, würde er 
jedoch gar nicht in Angri� genom -
men, würde das Ziel mit Sicherheit 
nie erreicht. Umgekehrt sind jedoch 
auch Entwicklungen vorstellbar, 
die den Entmilitarisierungsprozess 
erheblich beschleunigen.

Die nächsten Schritte

Auch und gerade angesichts der 
drastischen Steigerung der Nato-
Rüstungsausgaben sowie der in 
Politik und Medien vorgetragenen 
quasireligiösen „Bekenntnisse“ zum 
Militärbündnis und zur Aufrüstung 
der Bundeswehr, haben zivilge-
sellschaftliche Institutionen wie 
die Organisationen der Friedens-, 
Umwelt- und Solidaritätsbewe-
gung, die Gewerkschaften und die 
Kirchen eine große Verantwortung, 
Auswege aus dieser Sackgasse 
aufzuzeigen und an deren Reali-
sierung mitzuwirken. Von diesem 
Ansatz her wurde das Szenario Snd 
entwickelt. Aufgrund einer ersten 
Vorsondierung mit VertreterInnen 
verschiedener Friedensorganisati-

onen am 27. Juni in Karlsruhe soll 
nun ebenda für 12. Dezember zu 
einem Sondierungstre�en aller mit -
wirkungsbereiten Organisationen 
eingeladen werden. Das Szenario 
Snd kann hierzu erste Impulse lie-
fern, die von den sich zusammen-
�ndenden Kampagnenmitgliedern 
weiter beraten und entwickelt 
werden sollen.

Schlussbemerkungen

In Demokratien entscheiden par-
lamentarische Mehrheiten. Dass 
diese weiterhin für Aufrüstung 
zustande kommen, obwohl die 
Demoskopie zu vielen Details wie 
Atomwaffen, Rüstungsexporten 
und Auslandseinsätzen große Be-
völkerungsmehrheiten dagegen 
ausmacht, ist ein noch genauer zu 
erforschender Widerspruch. Mög-
licherweise hängt die bei Bundes-
tagswahlen trotzdem erfolgende 
Zustimmung zu den das Militär 
stützenden Parteien damit zusam-
men, dass die vorhergehenden 
Diskurse sich mit anderen Themen 
befassen, aber auch mit der bislang 
fehlenden sicherheitspolitischen 
Alternative. Diesem Mangel abzu-
helfen könnte mit der anvisierten 
Kampagne für eine zivile Sicher-
heitspolitik erreicht werden. Dabei 
sollte die Kommunikationsstrategie 
zur Vermeidung von Dialogblocka-
den ausschließlich auf objekt-sach-
liche Sprache angelegt sein, weil es 

nicht darum geht, recht zu haben, 
sondern heute noch andersden-
kende Menschen zu gewinnen. Die 
Methode der Gewaltfreien Kommu-
nikation, die Andersdenkende bzw. 
Kon�iktpartner auf ihre Bedürfnisse 
anspricht, diese ernst nimmt und 
gemeinsam nach zielführenden 
Lösungen sucht, könnte sich hierbei 
in besondere Weise bewähren. Das 
heißt, wesentliche Elemente der 
angestrebten zivilen Kon�iktkultur 
sollten schon beim Engagement 
für deren politische Realisierung 
Anwendung �nden.

Das Buch „Sicherheit neu denken. Von der militärischen zur zivilen 
Sicherheitspolitik. Ein Szenario bis zum Jahr 2040“ (166 S.) kann für 
9,95 € inkl. Porto bestellt werden bei <Elisabeth.Russy@ekiba.de>� 

Interessierte Organisationen können sich wegen näherer Informati-
onen und der Einladung an Stefan Maaß, den Friedensbeauftragten 
der Evang. Landeskirche in Baden, wenden: <stefan.maass@ekiba.de>

Weitere Informationen: 
https://www.ekiba.de/html/content/szenario_sicherheit_neu_den-
ken.html

Theo Ziegler ist Mitglied des Forum Friedensethik in der badischen 
Landeskirche

Zuerst erschienen in: 
Netzwerk Friedenskooperative (Hrsg.): 
FriedensForum 5 / 2018: 
Friedensjournalismus

https://www.friedenskooperative.de/
sicherheit-neu-denken
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Gewaltarme Politik denken, 
nicht Mythen mit Mythen 
bekämpfen 
Ein Beitrag im Vorfeld des pax christi- 
Kongresses „Gewaltfreie Zukunft?“

I.

Am 25./26. 10. dieses Jahres wird 
die Deutsche Sektion von pax 
christi in Fulda einen Kongress zum 
Thema „Gewaltfreie Zukunft? Ge-
waltfreiheit konkret“ veranstalten 
(Einladung und Information unter 
„Termine und Hinweise“). Um die 
Arbeit in den zahlreichen geplanten 
Themengruppen nicht ganz zerfa-
sern zu lassen, sollen sich diese an 
einem gemeinsamen Ordnungs-
rahmen orientieren. Als Grundlage 
dafür wird die Broschüre „Sicherheit 
neu denken. Von der militärischen 
zur zivilen Sicherheitspolitik – Ein 
Szenario bis zum Jahr 2040“ die-
nen. Dessen Vorgeschichte reicht 
zurück bis 2011 und führte im Jahr 
2013 zum Beschluss der evange-
lischen Landeskirche in Baden, im 
Rahmen des Prozesses „Kirche des 
Friedens werden“ als einen Schritt 

der Konkretion „ein Szenario zum 
mittelfristigen Ausstieg aus der 
militärischen Friedenssicherung 
zu entwerfen“. 2014 wurde dafür 
eine Arbeitsgruppe gegründet, die 
von 2015 bis 2018 die genannte 
Publikation erstellte.

Erstmals hat sich eine Landeskirche 
an ein derartiges Vorhaben gewagt 
und auch das Ergebnis darf im 
christlich-kirchlichen Bereich als 
einzigartig bezeichnet werden. 
Allein schon deswegen verdient es 
auf jeden Fall Beachtung. Doch kam 
es weder der Landeskirche noch der 
Arbeitsgruppe in erster Linie dar-
auf an, Bewunderung oder Beifall 
hervorzurufen. Von Absicht und 
Anlage her verfolgt die Broschüre 
das Ziel, „die Vision einer Welt ohne 
Militär, in der Kon�ikte gewaltfrei 
ausgetragen und gelöst werden, 
möglichst konkret darzustellen und 

Heinz-Günther Stobbe

attraktiv zu machen. Das gleiche 
gilt für den Weg beziehungsweise 
den Prozess dorthin. Die „andere 
Welt“, die möglich ist, soll zudem 
möglichst knapp und anschaulich 
vorgestellt werden.“ (S. 15) Die Ei-
genschaften der Kürze, Attraktivität 
und Anschaulichkeit des Konzepts 
dienen dem eigentlichen Zweck der 
Publikation, nämlich eine möglichst 
breite Unterstützung zu mobilisie-
ren, die „in ein zivilgesellschaftli-
ches Bündnis in ganz Deutschland 
münden kann“ (S. 14; vgl. S. 20). 
Auf Deutschland konzentriert sich 
das Vorhaben zunächst, ohne den 
internationalen Kontext zu verges-
sen. Die konzeptionelle Beschrän-
kung trägt vielmehr dem Tatbe-
stand „Rechnung, dass zwischen 
den Staaten Souveränitätsrechte 
zu beachten sind und man nicht 
einfach anderen Staaten Rollen 
zuschreiben kann, ohne deren 
Entscheidungssouveränität zu 
missachten.“ (S. 20) Diesen Vorbe-
halt beachtend soll, dem Szenario 
zu Folge, Deutschland dennoch 
eine Vorreiterrolle spielen in einem 
Prozess, der letzten Endes darauf 
hinausläuft, die EU ebenso wie 
Deutschland in eine Zivilmacht 
umzuformen. Konsequent gipfelt 
das Szenario mit dem Beschluss 
des Bundestages im Jahr 2035, die 
Bundeswehr vollständig in einen 
„rein zivilen Teil des (internatio-
nalen) Technischen Hilfswerks“ 
zu verwandeln. Der letzte Schritt 

erfolgt im Jahr 2040, indem das 
Bundesministerium der Verteidi-
gung in ein Ministerium für Zivile 
Krisenprävention umfunktioniert 
wird. Kurzum: „Deutschland hat 
seine Sicherheitspolitik komplett 
auf nachhaltige, zivile Sicherheits-
politik umgestellt.“ (S. 140) 

Es ist entscheidend, sich bei der 
Lektüre beständig zu vergegen-
wärtigen, dass es sich mit dem Er-
reichen dieses Endpunkts um keine 
Prognose handelt, sondern um das 
Ziel einer Entwicklung, die nicht 
nur als wünschenswert, sondern 
auch als möglich erachtet wird, 
sofern diese von einem politisch 
hinreichenden Teil der Bevölkerung 
getragen wird. Es geht daher ebenso 
wenig um eine Utopie, sondern um 
ein handlungsleitendes Szenario, 
das sich auf Tatsachen stützt und 
neben einzelnen Beiträgen vor 
allem auf den vierten Bericht der 
Bundesregierung zur Umsetzung 
des Aktionsplanes „Zivile Krisen-
prävention. Konfliktlösung und 
Friedenskonsolidierung“ stützt (vgl. 
S. 19). Trotzdem kann die Geschich-
te anders verlaufen, das Szenario 
beansprucht ja nicht, einen zwangs-
läu�gen Ablauf zu beschreiben. Um 
das zu unterstreichen werden ihm 
zwei alternative Szenarien zur Seite 
gestellt: ein „Trendszenario“ sowie 
ein Negativszenario“ (vgl. Kap. 4 
und 5), die allerdings deutlich kürzer 
ausfallen.
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Die „Konversion der Bundeswehr 
und der Rüstungsindustrie“ bildet 
einerseits das Ziel der politischen 
Transformation Deutschlands, an-
dererseits einen von fünf „Pfeilern 
der Sicherheitspolitik“, die sich am 
kirchlichen Leitbild des gerechten 
Friedens orientiert. Die übrigen vier 
werden als „Gerechte Außenbezie-
hungen“, „Nachhaltige Entwicklung 
der EU-Anrainerstaaten“, „Teilhabe 
an der Internationalen Sicherheits-
architektur“ und „Resiliente Demo-
kratie“ bezeichnet. Was sich hinter 
diesen Überschriften verbirgt, wird 
jeweils in mehreren Abschnitten 
dargelegt, die verschiedene Teilas-
pekte der Thematik betreffen. In 
die Schilderung des schrittweisen 
Umbaus der Sicherheitspolitik 
eingestreut �nden sich zahlreiche 
Originalzitate und Fallbeispiele, 
Argumente und Erläuterungen, 
Kommentare und �ktive Berichte, 
sodass mitunter bei der Lektüre 
dieser Textmixtur das bewusste 
Erinnern daran notwendig ist, 
ein Szenario zu lesen, keine his-
torische Erzählung. Sein realisti-
scher Anstrich soll einmal mehr die 
Überzeugung vermitteln, dass das 
angestrebte Ziel erreicht werden 
kann, wenn sich nur ausreichend 
viele Menschen gemeinsam auf den 
Weg machen. So dient wohl selbst 
noch die Form der Publikation der 
Ermutigung zum Au�ruch in jene 
Zukunft, die das Positivszenario 
beschwört.

II.

Das Konzept „Sicherheit neu den-
ken“ lädt ausdrücklich zur Zustim-
mung und zum Engagement ein, 
doch vom Ansatz her eigentlich 
zuerst zum Nachdenken. Dem 
Prozess, den es anstoßen will, 
wäre deshalb nicht gedient durch 
kritiklose Akzeptanz. Es kann nicht 
Aufgabe dieses Beitrags sein, die 
Diskussion während des geplanten 
Kongresses vorwegzunehmen und 
schon gar nicht, sie ersetzen zu wol-
len. Das Konzept enthält außerdem 
eine Fülle von Einzelheiten, und es 
fällt schwer einzuschätzen, welche 
Tragweite Kritik an diesem oder 
jenem Punkt hat. Von da her drängt 
es sich auf, das Nachdenken mit 
seinem Kerngedanken zu beginnen, 
das heißt, der Neuorientierung des 
Sicherheitsdenkens.

Was also meint der Ausdruck „zivile 
Sicherheitspolitik“? Die einfachste 
Antwort lautet: Zivile Sicherheits-
politik ist Sicherheitspolitik ohne 
Militär. Positiv gewendet bedeutet 
das: „Nachhaltige Sicherheitspolitik 
beruht auf einer Friedensethik, in 
der sich die Gedanken und Hand-
lungen nicht nur auf die eigenen 
nationalen Interessen beziehen, 
sondern zugleich re�ektieren, wel-
che Folgen diese für die Menschen 
in anderen Ländern haben. Sicher-
heit besteht in dieser Perspektive 
(nur) als gemeinsame Sicherheit 

aller Beteiligten.“ (S. 13) Natürlich 
muss jede Friedensethik, die diesen 
Namen verdient, das Blickfeld über 
die jeweiligen nationalen Interes-
sen hinaus ausweiten, aber ob dies 
für Sicherheitspolitik in gleicher 
Weise und im gleichen Maße gilt, 
liegt keineswegs auf der Hand. 
Frieden ist schwer vorstellbar ohne 
Sicherheit, doch er umfasst - gerade 
aus christlicher Sicht - weit mehr 
als nur Sicherheit. Friedens- und 
Sicherheitspolitik überschneiden 
sich deshalb, sind jedoch nicht 
identisch. Sicherheitspolitik als 
wesentliche Aufgabe eines Staates 
soll, kurz formuliert, dessen Bürge-
rinnen und Bürger im Inneren wie 
nach Außen vor bestimmten Bedro-
hungen schützen und bestimmte 
Risiken oder Gefahren mindern. 
Dazu gehört innenpolitisch auch 
die Verbrechensbekämpfung, be-
sonders, wenn sich Verbrechen ge-
gen Leib und Leben von Menschen 
richten. Kann man in diesem Fall 
tatsächlich behaupten, Sicherheit 
für potentielle Opfer könne es nur 
geben, wenn bei der Verbrechens-
bekämpfung auch die Sicherheit der 
Verbrecher berücksichtigt wird? Das 
überzeugt kaum. Welche Interessen 
von Straftätern haben Staat, Polizei 
und Bürger*innen in Rechnung zu 
stellen? Das Interesse, nicht ge-
fasst zu werden, zählt dazu gewiss 
ebenso wenig wie das Interesse, 
durch Vorsichtsmaßnahmen bei 
der Ausführung eines kriminellen 

Vorhabens be- oder gehindert zu 
werden. Gibt es überhaupt ein 
gemeinsames Sicherheitsinteresse 
zwischen dem Staat, möglichen Op-
fern und Straftätern? O�enkundig 
nicht. Daran ändert sich auch nichts, 
wenn man bedenkt und ernst-
nimmt, dass sich die Motive von 
Straftätern dramatisch voneinander 
unterscheiden können. In einem 
Rechtsstaat können und dürfen 
Gerichte das bei der Entscheidung 
über das Strafmaß nicht ignorieren. 
Die Polizei hingegen hat für Sicher-
heit zu sorgen und dabei spielt die 
Rücksicht auf Motivlagen streng 
genommen keine Rolle. Sie hat 
gewiss auch die Rechte von Verbre-
chern zu achten, die ihrem Handeln 
gewisse Grenzen setzen. Dennoch, 
mit Blick auf den zentralen Punkt 
des Sicherheitsproblems, nämlich 
das Recht und das Interesse der 
Bürgerschaft, vor Verbrechen und 
Verbrechern geschützt zu werden, 
existiert keinerlei Schnittmenge 
zwischen Rechtsbrechern und ihren 
Opfern. Verhält es sich im Bereich 
der Außen- und Sicherheitspolitik 
von Staaten völlig anders? Genau 
das scheint „Sicherheit neu denken“ 
vorauszusetzen, und genau das be-
darf der Prüfung und Klärung.

Nun ließe sich gegen die hier an-
gedeuteten Bedenken einwenden, 
sie operierten mit einer zu eng ge-
fassten Vorstellung von Sicherheit, 
die stillschweigend dem Staat das 
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Recht zuschreibt, gegen die Bedro-
hung von Leib und Leben gegebe-
nenfalls Gewalt anzuwenden. Das 
ist nicht ganz falsch, doch sie laufen 
keineswegs auf die These hinaus, 
Verbrechensbekämpfung erschöp-
fe sich im Handeln von Polizei 
und Gerichten. Polizist*innen und 
Richter*innen wissen das meist bes-
ser als alle anderen. Sie stehen auf 
verlorenem Posten, wenn Staat und 
Gesellschaft dabei versagen, Ver-
brechen in möglichst umfassender 
Weise wirksam vorzubeugen. Nie-
mand wird die überragende Bedeu-
tung von Prävention in Abrede stel-
len. Aber es fällt auch niemandem 
ein, deswegen zu fordern, Polizei 
und Gerichte müssten zu Gunsten 
von Sozialpolitik, Sozialhilfe und So-
zialarbeit abgescha�t werden. Auch 
„Sicherheit neu denken“ tut das 
nicht, im Gegenteil: Ausdrücklich 
erklären die Autor*innen: „Neben 
der Umstellung der Sicherheitspoli-
tik von militärischer auf nachhaltige 
zivile Sicherheitspolitik fungieren 
weiterhin Justiz und Polizei als 
Säulen der inneren Sicherheit.“ (S. 
108) Und mehrfach ist von „UN-
Polizeikräften“ die Rede (vgl. etwa S. 
13 u. 14). Das Positivszenario sieht 
in diesem Zusammenhang den 
massiven Ausbau der deutschen 
Polizei für UN-Friedensmissionen 
vor (vgl. S. 67). Diesen Hinweisen 
kommt prinzipielle Bedeutung zu, 
denn sie beinhalten das Eingeständ-
nis, dass Prävention nicht immer 

funktioniert, weder national noch 
international. Es fällt dabei nicht 
ins Gewicht, ob dieses Versagen 
schuldhaft und vorwerfbar war 
oder andere Gründe hatte. Die Folge 
jedenfalls ist die Notwendigkeit des 
Eingreifens von Polizei und Justiz. 
Trotzdem beharrt das Autorenteam 
auf der „Ächtung von Krieg und 
Militär“ (S. 70). Weshalb?

Einen gewissen Aufschluss bezüg-
lich der Antwort auf diese Frage 
gibt der Abschnitt über „Eine Poli-
zeitruppe für die Vereinten Natio-
nen“. Dort heißt es: „Neutrale, am 
Völkerrecht und an Polizeiaufgaben 
orientierte Polizeitruppen unter 
dem Kommando der jeweiligen 
regionalen Sicherheitsräte sollen 
in allen Fällen zwischenstaatli-
cher Kon�ikte und bei Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit zum 
Schutz der unmittelbar betro�enen 
Menschen eingesetzt werden.“ (S. 
70/71) Offenbar sollen sie auch 
über „Bewa�nung“ verfügen (vgl. 
71) und ihre Waffen im Ernstfall 
wohl auch einsetzen dürfen. Es 
sieht so aus, als würden in Bezug 
auf die Ausübung von Gewalt die 
Unterschiede zwischen Militär und 
Polizei verschwimmen. Doch die 
Arbeitsgruppe erklärt: „Polizeiliche 
Zwangsausübung in diesem Sinne 
unterscheidet sich substantiell von 
der militärischen Gewalt.“ (ebda.) 
Die beiden angeführten Argumente 
allerdings stützen diese Behaup-

tung nicht. Zum einen wird gesagt, 
polizeilicher Zwang trage „viel 
stärker den Charakter schützender 
Gewalt“, zum anderen unterliege 
„polizeiliche Zwangsausübung im 
Unterschied zu militärischer Gewalt 
ziviljuristischer Kontrolle.“ (ebda.) 
„Viel stärker“ – das macht einen 
graduellen, keinen substantiellen 
Unterschied, und zivilgesellschaft-
liche Kontrolle des Militärs gibt es 
in manchen Staaten bei schwer-
wiegenden Vergehen durchaus, 
das grundsätzlich verp�ichtet ist, 
Völkerrecht und Menschenrechte 
zu achten. Der geläu�ge Begri� des 
Kriegsverbrechens würde ja sonst 
jeder Grundlage entbehren. Man 
kann das geltende Kriegsvölkerrecht 
für mangelhaft und löcherig halten, 
doch es existiert, und darum stellt 
auch der Krieg keinen rechtfreien 
Raum und das im Einsatz be�ndli-
che Militär keine Gruppe außerhalb 
von Recht und Gesetz dar. Zwar 
sind aus guten Gründen der Polizei 
bei der Ausübung von Gewalt in 
aller Regel sehr viel engere Grenzen 
gesetzt als dem Militär, doch erheb-
lich wichtiger ist, dass im Falle von 
Kriegsverbrechen die Rechtsdurch-
setzung ungleich schwieriger ist als 
bei Vergehen der Polizei. Im Übrigen 
bedarf es auch bei schützender 
Gewalt moralischer und völker-
rechtlicher Kriterien, die festlegen, 
was erlaubt und was verboten ist. 
Das hat dann auch Konsequenzen 
für die Art der Bewaffnung: Mit 

welchen Mitteln darf bekämpft 
werden, wer Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit oder Kriegsverbre-
chen begeht? Was tun, wenn es um 
verbrecherische Regierungen geht, 
denen alle militärischen Mittel zur 
Verfügung stehen?

Es wäre falsch und unredlich, sich 
auf derartige Extremfälle zu �xie -
ren, um den Wert des Konzepts 
ziviler Sicherheitspolitik allein von 
da her zu beurteilen. Aber gerade 
in Deutschland ist es auch nicht 
statthaft, von ihnen abzusehen. In 
diesem Zusammenhang gibt der 
Abschnitt mit dem Titel „Ziviler 
Widerstand kann Völkermord ver-
hindern“ besonders zu denken.

III.

Der gesamte Text des Positivszena-
rios ist von der Überzeugung durch-
drungen und getragen, Gewalt als 
Mittel der Kon�iktlösung sei mo -
ralisch zumindest fragwürdig und 
eher verwer�ich als zulässig, nicht 
zuletzt aber löse sie kein einziges 
Problem, sondern schaffe meist 
nur neue. Das gelte selbstredend 
für jeden Krieg, aber auch für so 
genannte humanitäre Interven-
tionen. Darauf basiert die unein-
geschränkte Ablehnung jeglicher 
Form militärischer Gewalt und das 
Ziel einer umfassenden Konversion 
des Militärs in Polizeitruppen und 
zivile Friedenskräfte. Zum Nachweis 
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stellt die Arbeitsgruppe Erfolgs-
geschichten zivilen Widerstands 
dem Ergebnis einiger Studien zum 
Misslingen militärischer Einsätze 
gegenüber mit der Absicht der 
„Entzauberung vom Mythos der 
Wirksamkeit von Gewalt“ – so der 
Titel eines eigenen Abschnitts (vgl. 
S. 110-17). Die positive Seite dieser 
Sichtweise wird verdichtet zu der 
ausführlich erläuterten These, zivi-
ler Widerstand könne Völkermord 
verhindern (vgl. S. 128-131).

Nun braucht wahrlich nicht eigens 
betont zu werden, dass die erwähn-
ten Beispiele von Aktionen zum 
Schutz der verfolgten und von der 
Gefahr ihrer Ermordung bedroh-
ten Juden ausnahmslos höchste 
Bewunderung verdienen. Ihr meist 
staunenswerter Heldenmut hat 
viele Menschenleben gerettet, 
und die Fallbeispiele beweisen 
in der Tat, wie es zu Recht heißt, 
„die reale Möglichkeit zivilen Wi-
derstandes im Dritten Reich.“ (S. 
130). Was sie allerdings eben nicht 
beweisen, das ist die zentrale These, 
der Völkermord hätte durch zivilen 
Widerstand verhindert werden 
können, Martin Buber hat in sei-
ner Erwiderung auf Gandhi dazu 
mindestens Bedenkenswertes ge-
schrieben, allerdings zeigen sich 
die Autor*innen an Gegenstimmen 
insgesamt nur mäßig interessiert, 
und wenn doch, dann wird ihre 
Position nicht selten arg verein-

facht. Davon abgesehen stellt sich 
die Frage, ob denn stattdessen der 
Krieg der Alliierten den Holocaust 
verhindert hat? Die Antwort ist 
leider nur zu gut bekannt. Im Text 
wird sie in der Form eines Zitats 
gegeben: „Der Krieg hat tatsächlich 
den Völkermord nicht aufgehalten. 
Im Schatten des Krieges wurden 
6 Millionen Juden umgebracht.“ 
(S. 128) Dieses Argument mutet, 
um es gelinde auszudrücken, ei-
nigermaßen schräg an. Dass das 
millionenfache Morden „im Schat-
ten des Krieges“ stattfand und 
ohne ihn nicht hätte stattfinden 
können, ist beinahe ein Allgemein-
platz, wobei es o�enbar nötig ist 
zu erwähnen, dass dieser Krieg von 
den Nazis angezettelt worden war. 
Weder die Briten noch die übrigen 
westlichen Alliierten erklärten 
Deutschland den Krieg, um die 
Juden zu retten, zumal 1939 beim 
Überfall auf Polen nicht einmal 
die Nazis selbst schon wussten, 
dass und wie sie den Massenmord 
an den Juden ausführen würden. 
Als die politische und militärische 
Führung der Alliierten im Verlauf 
des Krieges von den einzigartigen 
Gräueltaten der Nazis erfuhren, 
kamen sie zu dem Schluss, die Nazis 
zu besiegen, sei der sicherte Weg, 
mit dem Krieg auch das Morden 
zu beenden. Sie verwarfen deshalb 
Vorschläge, die Schienenwege zu 
den Vernichtungslagern, die Lager 
oder die Gaskammern zu bom-

bardieren. Ob diese Entscheidung 
richtig oder fatal war, weil solche 
Luftangri�e die Mordmaschinerie 
hätten verlangsamen, zeitweise 
vielleicht sogar lahmlegen können, 
wird bis heute in der Geschichts-
wissenschaft und in Israel heiß 
diskutiert. Vermutlich wird das 
für immer strittig bleiben. Aber 
zivilen Widerstand als wirksame 
Alternative zu militärischer Ge-
waltanwendung zieht praktisch 
niemand ernsthaft in Betracht, 
und immerhin steht außer Zweifel, 
dass es die vorrückende Rote Armee 
war, welche die SS veranlasste, die 
Vernichtungslager im Osten auf-
zugeben und amerikanische sowie 
britische Truppen es waren, welche 
die Konzentrationslager im Westen 
befreiten. Durch den zivilen Wider-
stand gegen Verhaftungen und De-
portationen konnten Zehntausende 
Juden überleben, das ist wahr, aber 
ebenso wahr ist: Gemessen an 
den unfassbaren sechs Millionen 
Ermordeten war auch das eine ver-
zweifelt geringe Anzahl. Erfolg oder 
Misserfolg zivilen Widerstands hing 
von zahlreichen Voraussetzungen 
ab, die zu erforschen wichtig und 
lohnenswert ist. In anderen Fällen 
wie in Bosnien oder in Kambodscha 
verhält es sich nicht anders. Der 
Text zitiert -eindeutig zustimmend 
- den UN-Beauftragten für den Su-
dan, der mit Blick auf Ruanda ganz 
allgemein behauptet, militärische 
Interventionen von außen kämen 

„immer zu spät, um einen Völker-
mord aufzuhalten.“ Doch in Ruan-
da gab es in Wahrheit weder eine 
Intervention, noch kam das Militär 
zu spät, denn es befand sich bereits 
eine UN-Friedenstruppe (UNA-
MIR) im Land, als der Völkermord 
organisiert wurde. Deren Mann-
schaftsstärke betrug 2500 über-
wiegend schlecht ausgebildete 
Soldaten ohne nennenswerte Aus-
rüstung, zeitweise sogar ohne 
Verpflegung, obwohl ihr Ober-
befehlshaber, der kanadische 
Generalmajor Dallaire, 22 000 
Mann für notwendig erklärt hatte.  
Ihr Mandat schloss den Schutz von 
Zivilisten ausdrücklich aus. Im 
Schicksalsjahr 1994 bemühte sich 
Dallaire um eine Ausweitung des 
Mandats und eine Aufstockung der 
UN-Truppe auf wenigstens 5 500 
Soldaten, monatelang vergebens. 
Nachdem sich das Abschlachten 
der Tutsi-Bevölkerung bereits sei-
nem Ende zuneigte, beschloss der 
Sicherheitsrat schließlich, weitere 
Soldaten in Ruanda zu stationieren, 
nicht aber – absurderweise – die 
Bereitstellung von Truppen. Der 
Massenmord war möglich, nicht 
weil die Soldaten der UN zu spät 
kamen, sondern auf Grunddes jäm-
merlichen Versagens der UN in New 
York, für das sich der spätere UN-
Generalsekretär Ko� Annan später 
nachdrücklich entschuldigte. Dafür 
verantwortlich zeichnet vor allem 
eine hochgradig zynische und von 

I  Gewaltarme Politik denken  II  Beiträge zum Schwerpunktthema: „Sicherheit neu denken“  I 2524



Politisch werden! 

Der große Pazi�st Carl von Ossietzky forderte einst, der Pazi�smus müsse 

politisch werden und nur politisch. Das Szenario „Sicherheit neu denken“ 

ist ein Versuch, pazi�stische Überzeugungen politisch durchzudeklinieren. 

Die Verfasser stellen fest: Die militärische „Sicherheitspolitik“ führt nicht zu 

mehr Sicherheit, sondern provoziert immer neue Kon�ikte und kriegerische 

Konfrontationen und muss überwunden werden. 

Die Idee, einen Prozess zu ent-
werfen, der Schritt für Schritt in 
klar umrissenen Zeiträumen die 
strukturellen und politischen Ver-
änderungen nachvollzieht, die 
notwendig sind und logisch aufei-
nander au�auen könnten, um eine 
zivile, gewaltfreie und kooperative 
internationale Sicherheitspolitik 
zu entwickeln, ist ebenso fesselnd 
wie motivierend: Wie könnte die 
Maxime „Frieden schaffen ohne 
Wa�en“ verwirklicht werden? Mein 
erster Gedanke, als ich das von der 
Evangelischen Landeskirche in Ba-
den initiierte Szenario las, war: Ja, 
ein solcher Plan zu einem solchen 
Ziel, ist ein notwendiger Ansatz, 
um einen Schritt weiter zu gehen 
und das weiterzuentwickeln und 
zu vernetzen, was in vielen zivil-
gesellschaftlichen Initiativen und 
Organisationen zu Themen wie 
Friedens- und Abrüstungspolitik, 

zivile Kon�iktbearbeitung, Ökolo -
gie, Klimaschutz, Demokratie und 
nachhaltige und gerechte Entwick-
lung analysiert, entwickelt und 
gefordert wird. Dieses Potenzial 
und mehr davon wird gebraucht 
werden, Multiplikator*innen, die für 
einen alternativen Politikentwurf 
werben und gesellschaftsverän-
dernde Mehrheiten scha�en für die 
Erkenntnis, dass Krieg keine Opti-
on der Außenpolitik ist, sondern 
Ausdruck ihres Versagens. Hanne-
Margret Birckenbach formuliert es 
positiv: „Frieden zu scha�en heißt, 
Beziehungen zu ermöglichen, in 
denen Gewalt unwahrscheinlich 
wird, weil Kooperation gelingt.“ 
Kooperation statt Konfrontation, 
das war ein Leitthema gegen Ende 
des Kalten Krieges, als der Erfolg 
internationaler Politik daran ge-
messen wurde, wie umfassend 
und glaubwürdig die Abrüstungs- 

Gleichgültigkeit geprägte Politik 
der USA, Großbritanniens und – in 
besonderem Maße – Frankreichs, 
das sich selbst danach o�ziell von 
jeder Mitschuld freisprach. Der 
Ruanda-Bericht der Organisation 
für afrikanische Einheit aus dem 
Jahr 2000 trug den Titel „Der ver-
meidbare Völkermord“. Die OAU 
wusste, wovon sie sprach, denn 
sie hatte 1994 die Entsendung 
afrikanischer Truppen nach Ruan-
da angeboten, nur fand sich kein 
Staat bereit, Transportflugzeuge 
bereit zu stellen. Generalmajor 
Dallaire erkrankte wegen seiner 
Erfahrungen in Ruanda an schwe-
ren Depressionen und wurde nach 
mehreren Selbstmordversuchen 
vorzeitig aus dem Dienst in der 
Armee entlassen.

IV.

Das Konzept „Sicherheit neu den-
ken“ stellt ein inspirierendes Sze-
nario einer denkbaren Zukunft 
deutscher Sicherheitspolitik mit 
einer Vielzahl von Einzelinitiativen 
vor. Es kann und wird ho�entlich 
den Kongress von pax christi inten-
siv beschäftigen und voranbringen. 
Aber es wäre weder für die ange-
strebte ö�entliche und politische 
und kirchliche Akzeptanz des Kon-
zepts hilfreich, noch mit Blick auf 
das Gesamtthema des Kongresses 
erkenntnisfördernd, würde er sich 
dazu verleiten lassen, den Mythos 
von der Wirksamkeit der Gewalt 
durch einen Mythos von der Ge-
waltfreiheit als Allheilmittel zu 
ersetzen.

Prof. i.R. Dr. Heinz-Günther Stobbe ist seit langem Mitglied von pax christi, 
früher einmal in der Ostkommission tätig, derzeit im neu gegründeten 
Wissenschaftlichen Beirat. Außerdem gehörte er zur Deutschen Kommission 
Justitia et Pax (die nach dem Ende ihrer Amtsperiode jetzt neu konstituiert 
werden muss) und dort verantwortlich für den Sachbereich Frieden sowie 
Leiter der AG Gerechter Friede. Im Augenblick ist sein Schwerpunkt die Pro-
blematik der nuklearen Abschreckung.

Kathrin Vogler
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und Kompromissbereitschaft ihrer 
Repräsentant*innen war. 

Exkurs: Frieden - von der 
Utopie zur Notwendigkeit

1987 verö�entlichte die Deutsche 
Friedensgesellschaft - Vereinigte 
KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) 
eine Broschüre mit dem Titel „Pazi-
�smus. Von der Utopie zur Notwen-
digkeit“. Damit stellte sie die Frage, 
wie die damalige Blockkonfron-
tation, die atomare Hochrüstung, 
die globale soziale Ungerechtigkeit 
überwunden werden können, und 
wie wir eine friedliche und gerechte 
Welt scha�en können. Es war über-
deutlich geworden, dass die auf-
gehäuften Zerstörungspotenziale 
der gegnerischen Militärbündnisse 
keine Lösung für die drängenden 
globalen Fragen der Umweltzer-
störung und der Ungerechtigkeit 
sein konnten, sondern ihrer Lösung 
entgegenstanden. Michael Gorbat-
schow propagierte die Idee des ge-
meinsamen Hauses Europa und die 
christlichen Kirchen machten sich 
auf den Weg für Gerechtigkeit, Frie-
den und Bewahrung der Schöpfung. 

Ab Ende der 80er Jahre, mit der 
Überwindung des Ost-West-Kon-
�iktes, der die Menschheit perma-
nent am Rande der Weltvernich-
tung gehalten hatte, ö�nete sich 
ein kurzes Zeitfenster und plötzlich 

stand die Frage im Raum: Ist das 
Militär eigentlich noch nötig?

„Allenthalben, berichten Komman-
deure, fragen Wehrpflichtige der 
Bundeswehr nach dem Sinn ihres 
Treibens: „Was soll der Quatsch 
noch? Wozu machen wir das ei-
gentlich?“ Die Antwort sollte eine 
Anzeigenkampagne geben. Der 
Slogan: „Über�üssig zu werden ist 
unser höchstes Ziel.“ Der Vorschlag 
der Agentur wurde vom Verteidi-
gungsminister verworfen. Aber die 
Fragen lassen sich nicht beiseite 
wischen. Die Armeen hüben und drü-
ben haben ihre Feindbilder verloren, 
das künstlich erzeugte Bedrohungs-
gefühl schmilzt nach Ö�nung der 
Grenzen wie Eis an der Sonne. Hat 
sich die Nato überlebt, seit der War-
schauer Pakt sich au�öst? Kann die 
Bundesrepublik noch länger größtes 
Waffenlager in Europa bleiben? 
Sind die immensen Rüstungsaus-
gaben den Bürgern noch zumut-
bar, wenn die sich gar nicht mehr 
bedroht fühlen? Die Bundeswehr, 
prophezeite die Meinungsforscherin 
Elisabeth Noelle-Neumann schon 
vor zwei Jahren, stehe vor „einem 
wachsenden Akzeptanzproblem“: 
„Zwischen den engagierten Mei-
nungen eines beträchtlichen Teils 
der deutschen Bevölkerung und den 
Ansichten der verteidigungspoliti-
schen Experten der Nato lässt sich 
eine Brücke kaum noch schlagen.“ 
(DER SPIEGEL, 05.03.1990)

Aber dieses Zeitfenster schloss sich 
schnell - spätestens mit dem Golf-
krieg 1991. Wir konnten beobach-
ten, wie frustrierend schnell sich die 
ewig unbelehrbaren Sprengköpfe in 
den Machtzentralen in Washington, 
Paris, London und Bonn durchsetz-
ten und ihre Existenzberechtigung 
neu erfanden. Mit euphemisti-
schen Erzählungen vom Krieg als 
„humanitärem Akt“ und von Bom -
bardements als „chirurgischen 
Schlägen“ sollte die als „kriegsfern“ 
und „friedensbeseelt“ beschimpfte 
Mehrheit der Bürger*innen erneut 
von der Notwendigkeit einer mili-
tarisierten Außenpolitik überzeugt 
werden. Aber wir haben in dieser 
kurzen Zwischenzeit einen Eindruck 
davon bekommen, dass eine Abkehr 
von dieser „ultima ratio“ nicht völlig 
undenkbar ist.

Und wo stehen wir jetzt?

Von der kleinen Chance, die sich 
bot, als tradierte Feindbildkonst-
ruktionen, Erstschlagsstrategien 
und Weltvernichtungsdrohungen 
sich kurzzeitig in Luft au�östen, sind 
wir inzwischen unfassbar weit ent-
fernt: Die Bundeswehr be�ndet sich 
aktuell in 14 Auslandseinsätzen. Sie 
beteiligt sich aktiv am Aufmarsch 
von US- und NATO-Truppen ent-
lang der osteuropäischen Grenze 
und an deren Großmanövern. Der 
Rüstungsetat der Bundesrepublik 

beträgt schon jetzt 43,4 Mrd. Euro 
und wird, wenn er auf zwei Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts anwach-
sen sollte, im Jahr 2024 zwischen 
74 und 85 Mrd. Euro betragen. 
Demgegenüber liegt der Etat für 
die Entwicklungszusammenarbeit 
aktuell bei 10 Mrd. Euro, der Um-
weltetat bei 2,3 Mrd. Euro und das 
Budget des Auswärtigen Amtes für 
humanitäre Hilfe hängt bei 1,5 Mrd. 
Euro fest. Deutschland steht seit 
fünf Jahren auf Platz vier unter den 
weltgrößten Rüstungsexporteuren. 
Für die zivile Krisenprävention ste-
hen beschämende 55 Mio. Euro zur 
Verfügung.

Die selbst ernannte Friedensmacht 
EU ist mit der ständigen strukturier-
ten Zusammenarbeit (PESCO) und 
dem Europäischen Verteidigungs-
fonds zu einer waffenstarrenden 
Festung geworden, mit Schieß-
scharten in Richtung Süden und 
einem Panzerstraßenprogramm 
gen Russland. Die „Europäische 
Friedensfaszilität“ verfügt über 
einen eigenen Finanzrahmen in 
Höhe von jährlich 10,5 Mrd. Euro; 
ihr Zweck ist „die Finanzierung ge-
meinsamer militärischer Missionen 
und Operationen der EU mit afri-
kanischen Ländern im Rahmen der 
‚Gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik`“. Immer mehr EU-Ka-
pazitäten werden in den Bereich des 
militärischen „Capacity Building“ 
verlagert und in die gewaltsame 
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Flüchtlingsabwehr. Die Ertrunkenen 
im Mittelmeer sind Opfer einer zy-
nischen Abschreckungspolitik, die 
sich zur Abwehr von Einwanderung 
und zur Abschottung gegen Kriegs-, 
Klima- und Wirtschafts�üchtlinge 
mit den übelsten Menschenrechts-
verletzern verbrüdert, sie auf- und 
ausrüstet und deren so genannte 
Sicherheitskräfte ausbildet.

Und jetzt stehen auch noch die von 
der internationalen Friedensbewe-
gung mühsam errungenen Verträge 
zur Atomwaffenbegrenzung vor 
dem Aus. Die USA und Russland 
haben Anfang des Jahres den INF-
Vertrag gekündigt, jenen Vertrag, 
der im Dezember 1987 erstmals 
nicht nur zu einer Rüstungsbe-
grenzung, sondern zum Abbau und 
zur Verschrottung der atomaren 
Mittelstreckenraketen in Europa 
führte. Es hätte ein erster Schritt 
sein können, die nuklearen Arsenale 
weltweit abzubauen. Aber auch die-
se Chance wurde vertan: Die neun 
Atomwa�enstaaten, China, Frank-
reich, Großbritannien, Indien, Israel, 
Nordkorea, Pakistan, Russland und 

die USA verfügen insgesamt über 
knapp 15.000 Atomsprengköpfe 
(SIPRI Yearbook 2018), 150 davon 
sind im Rahmen der „nuklearen 
Teilhabe“ in den NATO-Ländern 
Belgien, Deutschland, Niederlande, 
Italien und Türkei stationiert. Der 
Trend geht hin zur Modernisierung 
und Aufstockung dieser Arsenale, 
die atomare Abschreckung �ndet 
sogar in Deutschland wieder ihre 
Apologeten, und mit dem Ende des 
INF-Vertrages droht nun die Statio-
nierung von mehr und neuen Atom-
wa�en in Ost- und Westeuropa.

Weltweit gab es im Jahr 2018, so 
der Bericht des Heidelberger Ins-
tituts für internationale Kon�ikt -
forschung (HIIK), 213 gewaltsam 
ausgetragene Kon�ikte; allein im 
Nahen Osten und in Nordafrika 
verortet das Institut neun Kriege, 
drei mehr als noch im Vorjahr. Die 
Region ist die einzige, in der die 
Anzahl der Kriege zunahm und dort 
be�ndet sich auch das Epizentrum 
der US-amerikanischen und euro-
päischen militärisch exekutierten 
Geopolitik.

Allein in dieser Situation ein Sze-
nario in die Welt zu setzen, das 
friedenslogisch Weg und Ziel einer 
Exit-Strategie hin zu einer zivilen 
Sicherheitspolitik beschreibt, ist 
mutig und aufrüttelnd. Die Auto -
ren des Szenarios „Sicherheit neu 
denken“ konstatieren: „Europa 

vor der Wahl: Militarisierung oder 
Zivilisierung der Sicherheitspolitik“ 
und sie geben uns 20 Jahre Zeit, eine 
Strategie zu verwirklichen, mit der 
es gelingt, „das Zeitalter der Mas-
sengemetzel endgültig zu beenden“ 
(Kurt Hiller). Sie schlagen vor, dass 
die Bundesrepublik Deutschland, 
gemeinsam mit Österreich, den 
Niederlanden und Schweden seine 
militärische Außenpolitik durch 
eine  konstruktive und nachhal-
tige zivile Politik ersetzt, die auf 
fünf Säulen basiert: 1. Gestaltung 
ökologisch, sozial und wirtschaft-
lich gerechte Außenbeziehungen; 
2. nachhaltige Entwicklung der 
EU-Anrainerstaaten (Förderung 
wirtschaftlicher Perspektiven und 
staatlicher Sicherheit östlich und 
südlich der EU); 3. Teilhabe an der 
internationalen Sicherheitsarchi-
tektur (Deutschland als Mitglied 
der EU, der OSZE, der NATO und der 
UNO); 4. resiliente Demokratie und 
5. Konversion der Bundeswehr und 
der Rüstungsindustrie.

Ist das wirklich utopisch? Ich meine, 
nein. Das Konzept konkretisiert ein 
alternatives Wertesystem, das uns 
aus Theorie und Praxis der Friedens-
arbeit gut bekannt ist, weil es po-
sitive  Schlussfolgerungen aus der 
herrschenden Unsicherheitspolitik 
ableitet, die ethisch zwingend sind 
und politisch praktikabel wären, 
wenn die in den jetzt noch dominie-
renden politischen Diskursen kaum 

noch hinterfragten Deutungen und 
Sinnzuschreibungen (Sicherheit, 
Macht, Wohlstand etc.) zur Disposi-
tion gestellt würden. Wie überwin -
den wir den Konjunktiv?

Wer seine Lage erkannt hat, 
wie soll der aufzuhalten 
sein? (Brecht)

Es bleibt die Frage nach den Macht-
verhältnissen. Auch dafür liefert 
das Szenario einen Plan: Zunächst 
beschäftigt sich die Zivilgesellschaft 
intensiv mit dem alternativen Ent-
wurf und trägt ihn dann in einem 
breiten gesellschaftlichen Bündnis 
in den Bundestagswahlkampf ab 
Mitte 2020. Da sind dann alle ge-
fordert, das Angebot anzunehmen 
und darüber abzustimmen, ob wir 
eine fortschreitende „Militarisie -
rung oder Zivilisierung der Sicher-
heitspolitik“ wollen. Wie stehen 
unsere Chancen, eine  zunächst 
gesellschaftliche und später auch 
politische Mehrheit zu generieren, 
die die herrschenden Machtverhält-
nisse in Frage stellt und die Perspek-
tive einer zivilen Sicherheitspolitik 
nicht mehr in das Reich der Utopie 
verbannt, sondern als notwendigen 
und grundsätzlichen Richtungs-
wechsel in der internationalen 
Politik versteht?

Auch wenn wir bisher immer erle-
ben mussten, dass gerade in Frie-
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densfragen die Mehrheitsparteien 
im deutschen Bundestag keinerlei 
Anstalten machen, die Mehrheits-
meinung in der Bevölkerung zur 
Grundlage ihrer Politik zu machen, 
ist die Chance auf Veränderung 
größer als null. Wir haben in den 
vergangenen Jahrzehnten syste-
matisch Konzepte der zivilen Kon-
fliktbearbeitung und des zivilen 
Peacekeeping erarbeitet und in 
hunderten Einsätzen in der Praxis 
erfolgreich umgesetzt und weiter-
entwickelt. Es formieren sich neue 
Bewegungen für Demokratie, Men-
schenrechte, Gerechtigkeit, Nach-
haltigkeit und Klimaschutz, wie 
das große themenbreite Bündnis 
„Unteilbar“, dem es letzten Herbst 
gelungen ist, für „Solidarität statt 
Ausgrenzung“ eine Viertelmillion 
Menschen auf die Straßen Berlins 
zu bringen; die vielen Seenotret-
tungs-, Antirassismus- und Flücht-
lingsinitiativen, Mieter*innen- und 
Bessere-P�ege-Bündnisse oder die 
„Fridays for Future“-Aktionen, um 
nur einige zu nennen. Ebenso be-
merkenswert ist die Resonanz auf 
die Arbeit der Friedensbewegung: 
„Abrüsten statt aufrüsten“ hat ak -
tuell bereits 140.000 Unterschriften 
gegen das eskalierende Ansteigen 
der Rüstungsausgaben gesammelt; 
die „Aktion Aufschrei“ verstärkt mit 
ihrer Arbeit weiter den Druck auf die 
Bundesregierung, was die Produkti-
on und den Export von Wa�en und 
Militärgerät betri�t; „Krieg beginnt 

hier“ und „Stopp Air Base Ramstein“ 
schüren das Problembewusstsein 
für die zentrale Rolle, die Ramstein 
in der NATO-Kriegsführung und 
in den völkerrechtswidrigen welt-
weiten Drohnenangriffen spielt; 
der Internationalen Kampagne 
zur Abscha�ung von Atomwa�en 
(ICAN) ist es gelungen, in der UNO 
den Atomwaffenverbotsvertrag 
durchzusetzen, der bis Anfang März 
2019 von 70 Staaten unterzeichnet 
worden ist - 20 Staaten haben den 
Vertrag bereits ratifiziert und 90 
Tage nach der 50. Ratifizierung 
wird er in Kraft treten. Um für den 
Beitritt zu werben, wurde Anfang 
des Jahres ein internationaler Städ-
teappell initiiert, mit dem Städte in 
aller Welt ihre Regierungen au�or-
dern können, dem Verbotsvertrag 
beizutreten. Seit Anfang Februar 
haben auch bereits sieben deutsche 
Städte diesen Appell unterzeichnet, 
um den Beitritt Deutschlands zum 
Atomwa�enverbotsvertrag herbei -
zuführen. In Büchel, dem derzeit 
einzigen deutschen Standort von 
Atomwa�en, der zudem im Rahmen 
der nuklearen Teilhabe von Jagd-
bombern der Bundeswehr betrie-
ben wird, hat gerade, am 26. März, 
die jährliche Aktionspräsenz „20 
Wochen gegen 20 Atombomben“ 
begonnen, die bis zu den Gedenk-
tagen für die Atombombenopfer in 
Hiroshima und Nagasaki, am 6. bzw. 
9. August, dauern wird.

Wiederbelebte und neue Initiativen, 
Bündnisse und Protestformen, im-
mer e�zientere Informations- und 
Kommunikationsstrukturen, all dies 
zeigt, dass wir gut aufgestellt sind, 
um die Zivilisierung der Sicherheits-
politik voranzutreiben. Vielleicht 
kommt das Szenario „Sicherheit neu 
denken“ als Exit-Strategie deshalb 
genau zum richtigen Zeitpunkt. 
Auch wenn es sicherlich unter-
schiedliche Bewertungen gibt, was 
die im Szenario angebotenen kon-
kreten Umsetzungen, die Zeitabläu-
fe oder die Prioritätensetzungen be-
tri�t (z.B. Der Austritt Deutschlands 
aus der NATO, Rolle der UNO, welche 
Staatenbündnisse brauchen wir 
usw.): wenn wir so weit gekommen 
sind, dass wir uns hierüber streiten 

dürfen, haben wir schon ein wichti-
ges Etappenziel erreicht. Ob wir alle 
diejenigen, die in den verkrusteten 
Denkstrukturen von Aufrüstung 
und Konfrontationspolitik gefan -
gen sind, überzeugen können, sei 
dahingestellt. Aber wenn es uns 
gemeinsam gelingt, eine Ethik des 
Friedens und der Gerechtigkeit als 
normatives Handlungskonzept in 
der Politik und in der Gesellschaft zu 
verankern, werden sie eine Minder-
heit ohne Macht sein, denn: „Sobald 
der Geist der Ausbeutung besiegt 
ist, wird man Aufrüstung als eine 
ganz unerträgliche Last emp�nden. 
Zu wirklicher Abrüstung kann es 
erst kommen, wenn die Völker der 
Welt aufhören, sich gegenseitig 
auszubeuten.“ (Mahatma Gandhi)

Kathrin Vogler ist friedenspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. im 
Bundestag, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss und Obfrau im Unteraus-
schuss „Zivile Krisenprävention“. Sie ist seit den 1970er Jahren aktiv in der 
Friedensbewegung, war Geschäftsführerin der DFG-VK in NRW sowie auf 
Bundesebene. Danach arbeitete sie als Geschäftsführerin beim Bund für So-
ziale Verteidigung (BSV) und ist seit 2009 Mitglied des Bundestages. Weitere 
Informationen: www.kathrin-vogler.de.
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Was bedroht unsere 
Sicherheit?

Der Anstoß „Sicherheit neu denken“ der Badischen Landeskirche zielt auf 

eine dringend notwendige gesellschaftliche Grundsatzdebatte. 

Diese sollte aus meiner Sicht bereits 
beim Begri� „Sicherheit“ ansetzen. 
Mehr und mehr wird „Sicherheits-
politik“ als ein euphemistisches 

Synonym für „Mili -
tärpolitik“ verwen -
det und „Sicher-
heit“ zunehmend 
auf einen militä -
rischen Faktor re-
duziert. Zugleich 
werden andere 
Aspekte von Mili-
tär wie Rüstung, 
R ü s t u n g s i n t e-
ressen und Kon-
zerninteressen an 
Rüstungsprofiten 
weitgehend ausge-

blendet. Da ist der Sprachgebrauch 
in der politischen Debatte in den 
letzten Jahren arg abgedriftet.

Aber kann Militär überhaupt Si-
cherheit scha�en oder wird Militär 
zunehmend zu einer Bedrohung der 
Sicherheit? Betrachten wir einige 

ernsthafte Bedrohungen unserer 
Sicherheit.

Bedrohung der Sicherheit: 
Atomkrieg

Anfang der 1980er Jahre hatten 
viele Menschen in Europa und vor 
allem in Deutschland (der Bundes-
republik und der DDR) Angst vor 
einem Atomkrieg angesichts der 
Stationierung atomarer Mittelstre -
ckenraketen durch die USA und die 
UdSSR. Diese Angst war mehr als 
berechtigt. Erst kürzlich wurden 
durch die US-Regierung Dokumente 
freigegeben, die belegen, wie nahe 
wir an einem konkreten Kriegsaus-
bruch waren, da die UdSSR nachvoll-
ziehbar von ernsthaften atomaren 
Angri�sabsichten der USA ausging.

Die Au�ündigung des INF-Vertra-
ges durch die USA und Russland 
bringt die Gefahr eines atoma-
ren Schlagabtausches in Europa 

Otmar Steinbicker

zurück. Noch sind keine neuen 
atomaren Mittelstreckenraketen 
in West- und Mitteleuropa sta-
tioniert, aber schon plädiert der 
polnische Außenminister für eine 
solche Stationierung und die deut-
sche Verteidigungsministerin und 
andere Politiker wollen sie nicht 
ausschließen. Es ist eine seltsame 
Logik, die hinter einer solchen 
Haltung steht. Einerseits fürchten 
diese Politiker die Unwägbarkeit 
russischer Politik und wollen sich 
mit Atomwa�en dagegen wappnen, 
andererseits setzt genau diese Hal-
tung ein grenzenloses Vertrauen in 
die Unfehlbarkeit russischer Com-
putertechnik voraus. Schließlich 
gab es vor 1987 auf beiden Seiten 
spektakuläre Fehlalarme, bei denen 
die Computersysteme den An�ug 
feindlicher Atomraketen meldeten. 
Dass es nicht zum „Gegenschlag“ 
aus Irrtum kam, verdanken wir den 
jeweils verantwortlich Handelnden 
und auch einem Quentchen Glück.

Als 1987 die USA und die UdSSR 
im INF-Vertrag vereinbarten, ihre 
jeweiligen landgestützten Atom -
wa�en mit einer Reichweite zwi -
schen 500 und 5500 Kilometer zu 
verschrotten, wurde unser Land 
und ganz Europa erheblich sicherer. 
Diese Sicherheit steht jetzt zur Dis-
position! Allerdings geht es längst 
nicht mehr nur um den INF-Vertrag. 
Es geht seit geraumer Zeit um die 
Gesamtproblematik der Atomwaf-

fen. Nachdem George W. Bush 2002 
den ABM-Vertrag kündigte, der die 
Aufstellung von Raketenabwehrsys-
temen bis auf 100 Raketen auf jeder 
Seite verbot, ist das Vertragssystem 
zur atomaren Rüstungskontrolle 
weitgehend zusammengebrochen. 
Heute hängt der letzte dieser Ver-
träge, der „New Start“-Vertrag, der 
die Zahl der  Atomsprengköpfe auf 
beiden Seiten auf jeweils 1550 be-
grenzt, am seidenen Faden. Dieser 
Vertrag läuft 2021 aus. Er bedarf 
keiner Kündigung. Danach ist erst-
mals seit der Kubakrise 1962 wieder 
der Weg frei für ein völlig unkontrol-
liertes atomares Wettrüsten.

Da mit der Atomwaffenmoder -
nisierung der USA und Russlands 
absehbar eine Verkürzung der Vor-
warnzeiten im Falle eines Angri�s 
erfolgen wird, kommt der Weiter-
entwicklung Computertechnik für 
Warnung, Alarm und Auslösung 
eines Gegenschlages  eine zentrale 
Rolle zu. Tendenziell wird das – wie 
in anderen Bereichen – in Richtung 
auf autonome Wa�en hinauslau -
fen, das heißt, Die Software dieser 
Waffen, entscheidet selbständig, 
was zu tun ist. In kleinen Bereichen 
wurden solche autonomen Wa�en 
bereits auf dem syrischen Kriegs-
schauplatz getestet. Im Bereich der 
Atomwa�en wird irgendwann ein 
Szenario denkbar, in denen Com-
puter über einen „Gegenschlag“ 
und damit über die Weiterexistenz 
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oder Vernichtung der Menschheit 
entscheiden können.

Bedrohung der Sicherheit: 
Hochrüstung und Rüs-
tungsexport

Bei der Begründung von Rüstungs-
ausgaben in der NATO ist seit Jahren 
au�ällig, dass im Unterschied zu 
Zeiten des Kalten Krieges kein Be-
drohungsszenario mehr entwickelt 
wird, wonach uns ein „Feind“ mit 
konkreten Mitteln bedroht und wir 
uns daher zur Abwehr dieser Bedro-
hung mit konkreten Mitteln rüsten 
müssten. Ein solches Szenario könn-
te man kritisch auf Stimmigkeit 
abklopfen und womöglich widerle-
gen. Stattdessen wird unabhängig 
von irgendwelchen realen oder 
irrealen Bedrohungsszenarien ein 
Ausgabenziel von zwei Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts festgelegt.

Bemerkenswert ist auch der Hin-
weis im Weißbuch der Bundeswehr 
von 2016 und weiteren Dokumen-
ten, dass für die Entwicklung neuer 
Rüstungsprojekte ein Rüstungsex-
port aus wirtschaftlichen Gründen 
zwingend notwendig sei, da diese 
Projekte ansonsten nicht zu �nan-
zieren seien.

Der Rüstungsexport befeuert je-
doch bestehende und sich entwi-
ckelnde Kon�ikte. Die Folgen sind 

in Menschenleben und auch in 
Flüchtlingszahlen zu berechnen. 
Diese werden aber in die „Wirt-
schaftlichkeitsberechnung“ nicht 
mit einbezogen.

Bedrohung der Sicherheit: 
großer konventioneller 
Krieg

Ein großer, raumgreifender Krieg 
in Europa würde heute zum Unter-
gang der europäischen Zivilisation 
führen, selbst dann wenn es ge-
länge, ihn auf eine konventionelle 
Kriegführung zu begrenzen. Diese 
Aussage war bereits die sicherheits-
politische Grunderkenntnis in der 
zweiten Hälfte der 1980er Jahre in 
Ost und West. Damals hatten Mili-
tärs auf beiden Seiten erkannt, dass 
ein Krieg in Zentraleuropa zwischen 
den beiden Blöcken nicht mehr führ-
bar war, weil es keine Sieger mehr ge-
geben hätte – und zwar sowohl mit 
als auch ohne Atomwa�en. Dieser 
Erkenntnis lag vor allem die enorme 
Abhängigkeit von Elektroenergie 
zugrunde, die es in diesem Ausmaß 
1945 noch nicht gegeben hatte. 
Die Stromversorgung war und ist 
mit den verfügbaren militärischen 
Mitteln gegenseitig relativ einfach 
auszuschalten.

Die Kriegsuntauglichkeit der eu-
ropäischen Zivilisation für einen 
großen, raumgreifenden Krieg hat 

sich seither noch zugespitzt - vor 
allem durch die deutlich gestiegene 
Abhängigkeit von Computertechno-
logie und dem Internet. Die Risiken 
sind insgesamt vielfältiger und 
unberechenbarer geworden. Das 
betri�t insbesondere die sensible 
Stabilität unserer Stromnetze: Ohne 
Elektroenergie kein Licht, kein Was-
ser, keine digitale Kommunikation, 
keine stabile gesundheitliche Ver-
sorgung, kein Bahntransport – letzt-
lich der völlige Zusammenbruch der 
gesamten Zivilisation in allen von 
einem solchen Krieg betroffenen 
Ländern.

Von daher ist es eine existenzielle 
Aufgabe, alles zu tun, um Kriege zu 
verhindern.

Aus alledem wird deutlich, dass es 
heute für Deutschland und für alle 
europäischen Staaten einschließlich 
Russlands in einem großen, weit-
räumig geführten Krieg in Europa 
nicht mehr die Möglichkeit der Lan-
desverteidigung gibt. Der Versuch 
einer solchen „Verteidigung“ würde 
vielmehr in der Vernichtung aller 
beteiligten Länder enden. Diese 
Erkenntnis führt die Sinnhaftigkeit 
von Militär zur Landesverteidigung 
ad absurdum.

Wenn der Krieg unter diesen Be-
dingungen kein Mittel zur Kon-
fliktaustragung mehr sein kann, 
weil es keinen Sieger mehr geben 

kann, dann müssen vorhandene 
und zukünftige zwischenstaatliche 
Kon�ikte, die es ja nach wie vor und 
auch später geben wird, zwingend 
anders ausgetragen werden als mit 
militärischen Mitteln. 

In diesem Zusammenhang muss 
auch die NATO problematisiert 
werden und zwar nicht nur wegen 
ihres tagesaktuellen Verhaltens, 
sondern wegen ihrer grundsätzli-
chen Ausrichtung als System der 
kollektiven Verteidigung, das einem 
System der gegenseitigen kollekti-
ven Sicherheit entgegensteht. Ein 
System der kollektiven Verteidigung 
definiert sich zwangsläufig über 
einen gemeinsamen Feind und es 
kriselt, wenn dieser Feind abhan-
den zu kommen droht. Weil, wenn 
es keinen „Feind“ mehr gibt, dann 
braucht es auch kein Bündnis gegen 
diesen Feind.

Wenn sich aber zwischenstaatliche 
Kon�ikte in Europa nicht mehr per 
Krieg lösen lassen, wie dann? Genau 
dafür benötigen wir ein System 
der gegenseitigen kollektiven Si-
cherheit, das im Grundsatz 1917 
vom damaligen US-Präsidenten 
Woodrow Wilson entwickelt wurde, 
und zuerst im Völkerbund erprobt 
und später in der UNO weiterent-
wickelt wurde. Die Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (KSZE), die auf diesem 
Prinzip basierte, trug entscheidend 
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zur Beendigung des Kalten Krieges 
bei. Ihre Nachfolgerin, die OSZE, ist 
damit die entscheidende Alternati-
ve zur NATO.

Unter der Bedingung, dass Krieg kei-
ne Lösung für politische Probleme 
mehr sein kann, kann es auch für 
die Friedensbewegung nicht mehr 
ausreichen, nur gegen den Krieg zu 
sein. Denn das allein bringt noch 
keine Lösung von Kon�ikten. Wenn 
die Friedensbewegung Frieden will, 
dann muss sie auch auf politische 
Lösungen orientieren können, die 
zum Frieden führen. Das sind neue 
Herausforderungen an den Pazi-
�smus.

Bedrohung der Sicherheit: 
Kriege auf anderen Konti-
nenten

Bei Kriegen der USA und/oder 
europäischer Mächte auf anderen 
Kontinenten geht es erfahrungsge-
mäß nicht um die Lösung der dor-
tigen Kon�ikte. Weil die dortigen 
Kon�ikte nicht durch Kriege gelöst 
werden können, können die Kriege 
auch nicht von den großen Mächten 
gewonnen werden. Stattdessen 
werden Kriege, die zu keiner Lö-
sung führen, auf unbestimmte Zeit 
weitergeführt und haben eventuell 
auch eine �ächenmäßige Auswei-
tung zur Folge, wie das Beispiel des 
so genannten „Islamischen Staats“ 

zeigt. Kämpfer, die aus Irak und 
Syrien �iehen konnten, sind nach 
Libyen und in andere Staaten ausge-
wichen und sehen auch Europa als 
möglichen Kriegsschauplatz. 

Bedauerlicherweise hat noch immer 
keine klare Analyse und Aufarbei-
tung des Bundeswehr-Einsatzes 
in Afghanistan stattgefunden, 
dessen Ende trotz derzeitigen Frie-
densgesprächen zwischen den USA 
und den Taliban bisher noch nicht 
wirklich absehbar ist. Eine gründ-
liche und schonungslos-kritische 
Aufarbeitung des Afghanistanein-
satzes unter Mitwirkung auch der 
Friedensforschung dürfte nicht nur 
die Fehler der Kriegführung analy-
sieren, sondern müsste auch die po-
litischen Fehlentscheidungen und 
die diplomatischen Versäumnisse 
bei der Kon�iktlösung in Afghanis-
tan und der Region aufarbeiten.

Notwendig ist daher künftig vor 
allem eine strategische Ausrichtung 
der Außen- und Sicherheitspolitik 
auf Kon�iktprävention, um Krisen 
bereits im Entstehungsprozess zu 
entschärfen und den militärischen 
Konfliktaustrag zu verhindern. 
Dabei darf Deutschland als Teil des 
Westens andere Weltgegenden 
nicht länger als Ziel militärischer 
Interventionen zur Durchsetzung 
„unserer Werte“ betrachten, son-
dern muss Staaten mit anderen 
Kulturen als gleichberechtigte 

Partner mit eigenständigen Inte-
ressen und Werten betrachten. In 
der politischen Debatte hat sich die 
Aufteilung der politischen Akteure 
in der Welt in „Gut“  oder „Böse“ 
– mit teils zweifelhaften Kriterien 
und nicht selten zweierlei Maß – als 
Fehlschlag im Hinblick auf Kon�ikt-
lösungen erwiesen. Ein realistischer 
Blick auf politische und ökonomi-
sche Interessen der jeweiligen Ak-
teure ist eher geeignet, Spielräume 
für Kon�iktlösungen zu erkennen.

Bedrohung der Sicherheit: 
Klimawandel

Wenn wir die ernsthaften Bedro-
hungen untersuchen, dann dürfte 
über die Gefahr einer militärischen 
Eskalation wie zu Zeiten des Kalten 
Krieges, der nur durch Deeskalation 
zu begegnen ist und der Cyberpro-
blematik, der nur mit IT-Techniken 
zu begegnen ist, vor allem ein 
zentrales Thema im Raum stehen 
und das sind die absehbaren Fol-
gen des Klimawandels. Dazu gibt 
es eine Vielfalt wichtiger Studien 
unterschiedlicher nationaler und 
internationaler Institute, Regie-
rungsstellen und auch militärischer 
Einrichtungen.

So hat das Zentrum für Geoinfor-
mationswesen der Bundeswehr in 
Euskirchen 2014 eine solche Studie 
unter dem Titel „Globale Umwelt-

probleme als Sicherheitsrisiko“ 
erstellt. Sehr deutlich liegt hier 
die Perspektive auf durch den Kli-
mawandel erzeugte Probleme, die 
regionale Kon�ikte verschärfen und 
die Migration auch nach Europa ver-
stärken können. Von militärischen 
Maßnahmen oder einer Rolle, die 
die Bundeswehr bei diesem wich-
tigen Thema spielen könnte, ist in 
dieser Studie nicht die Rede!

Im Weißbuch der Bundeswehr 2016 
wird der Klimawandel als Problem 
aufgezählt, tiefere Analysen oder 
Aussagen zur Rolle des Klima-
wandels für die künftige deutsche 
Verteidigungspolitik sucht man 
allerdings vergebens.

Für das Pentagon stellt sich die 
Problematik des Klimawandels sehr 
viel dramatischer, weil sie zugleich 
die eigenen Militärbasen betri�t. 
So heißt es in der Studie „Climate 
Change Adaptation Roadmap“ vom 
Juni 2014: „Unser erster Schritt 
bei der Planung für diese Heraus-
forderungen besteht darin, die 
Auswirkungen des Klimawandels 
auf das Ministerium mit konkreten 
und spezi�schen Messgrößen unter 
Verwendung der besten verfügba-
ren Wissenschaft zu identi�zieren. 
Wir sind fast fertig mit einer Basis-
untersuchung, um die Anfälligkeit 
der mehr als 7. 000 Stützpunkte, 
Anlagen und anderen Einrichtun-
gen unseres Militärs zu beurteilen. 
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An Orten wie der Region Hampton 
Roads in Virginia, die die größte 
Konzentration an US-Militärstand-
orten der Welt beherbergt, sehen 
wir heute immer wiederkehrende 
Überschwemmungen, und wir 
beginnen mit der Arbeit an einem 
prognostizierten Anstieg des Mee-
resspiegels von 1,5 Fuß (Anm.: ca. 45 
Zentimeter, d.R.) in den nächsten 20 
bis 50 Jahren.“

Wenn allein durch den zu erwar-
tenden Anstieg des Meeresspiegels 
in den nächsten 20-50 Jahren rund 
7000 Militäreinrichtungen der USA 
ausfallen, dann ist die Einsatzfä-
higkeit der US-Armee ernsthaft 
bedroht. Heute, fünf Jahre später 
und unter dem Eindruck des ab-
schmelzenden Eises bei Grönland 
dürfte diese Einschätzung eher 
noch dramatischer ausfallen.

In einer aufwühlenden Rede Ende 
August 2015 verglich US-Außen-
minister John Kerry die Gefahr des 
Klimawandels für den Planeten mit 
jener, die 1940 von Hitler ausging. 
Damit machte er deutlich, dass ein 

Problem in den Größenordnungen 
des Zweiten Weltkrieges auch mit 
einem vergleichbaren �nanziellen 
Aufwand an Anstrengungen ange-
gangen muss. 

Wenn wir uns die Unwettererfah-
rungen der letzten Monate anse-
hen, dann wird auch klar, dass wir 
neben politischen Entscheidungen 
für eine nachhaltige Energiewende 
auch eine deutliche Aufstockung an 
quali�ziertem Personal beim Tech-
nischen Hilfswerk (THW) und bei 
den Rettungsdiensten benötigen. 
Solche Teams mit entsprechendem 
Gerät könnten wir auch gerne in 
Auslandseinsätze schicken, in ande-
re Länder und Kontinente, die akut 
unter den Folgen des Klimawandels 
leiden.

Fazit

Wenn wir den Bedrohungen unserer 
Sicherheit angemessen begegnen 
wollen, dann können wir uns Militär 
nicht mehr leisten!

Otmar Steinbicker ist Herausgeber des Aachener Friedensmagazins 
aixpaix.de, Redakteur der Zeitschrift „Friedensforum“ und Kolumnist der 
„Aachener Nachrichten“.

Religionen als 
Friedensstifterinnen

„Auch wenn Religionen allgemein häu�g als gewaltfördernd und als Kon-

�iktursache wahrgenommen werden, haben sie doch ein enormes Frieden-

spotential, das nach wie vor zu wenig wahrgenommen wird.“ So heißt es 

in der Schrift „Sicherheit neu denken“ (S. 24). 

Beide Seiten von Religionen sind 
damit angesprochen: Auf der einen 
Seite die Tatsache, dass sie dafür in 
Anspruch genommen wurden und 
werden, um Gewalt und Kriege zu 
legitimieren, und dass sie nicht sel-
ten sogar den Anstoß dazu gegeben 
haben und geben. Auf der anderen 
Seite bildet in ihren Botschaften 
„Frieden“ (oder verwandte Begri�e) 
ein zentrales Element, verbunden 
mit der Verheißung, dass eine 
friedvolle Welt von Gott (oder dem 
dazu Korrespondierenden) gewollt 
ist und auch möglich wird, wenn 
die Menschen sich dafür einsetzen. 
Diesem zweiten Aspekt soll in einer 
gera�ten Durchsicht der Weltreligi -
onen nachgegangen werden.1 Dabei 

1 Vgl. zum Folgenden ausführlicher die 
Beiträge zur Einstellung zu Krieg und 
Frieden im jüdischen Kontext (von Wal-
ter Homolka), im islamischen Kontext 
(von Dirk Ansorge), im Kontext hinduisti-
scher Traditionen (von Robert Zydenbos) 

ist allerdings zu beachten, dass es 
in den einzelnen Religionen höchst 
unterschiedliche und teilweise 
kontrovers den Friedensgedanken 
vertretende Richtungen gibt.

1. Judentum

Am Anfang der Hebräischen Bibel 
�ndet sich das Bild eines friedlichen 
Zusammenlebens von Mensch, 
Fauna und Flora im Paradies, dem 
– nach der Vertreibung aus dem 
Paradies – die Geschichte vom 
Brudermord Kains an Abel folgt. 
Beide Seiten durchziehen die wei-
tere Bibel. Einerseits zeigt sie sehr 
realistisch, wie es zwischen Men-
schen und Völkern immer wieder zu 

und im Kontext buddhistischer Traditio-
nen (von Frank Usarski) im „Handbuch 
Friedensethik“ (hg. von Ines-Jacqueline 
Werkner u. Klaus Ebeling, Wiesbaden 
2017).

Norbert Mette
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Gewalttaten kommt. Andererseits 
lässt sie dieser Gewalt nicht das 
letzte Wort, sondern setzt auf ihre 
Überwindung. Das findet seinen 
Niederschlag im Gottesverständnis: 
Aus dem Bild Gottes als dem Herrn 
der Heerscharen entwickelt sich all-
mählich das Bild eines friedfertigen 
und gerechten Gottes. Komprimiert 
�ndet diese Entwicklung sich in der 
Elias-Geschichte in 1 Kön 18-19 
nachgezeichnet: Aus Jahwe, der, 
von Elias beschworen, auf Karmel 
seine Überlegenheit über die ande-
ren Götter erweist, wird der, der sich 
auf Horeb nicht in Sturm, Erdbeben 
und Feuer, sondern als „Stimme ver-
schwebenden Schweigens“ (Martin 
Buber) zu dem geflohenen Pro-
pheten kommt. Das zeitigt Konse-
quenzen für das Zusammenleben. 
Ein eindrucksvolles Beispiel dafür 
bietet Jes 11, 1-9: Rückblickend auf 
die gescheiterte Machtpolitik der 
Jerusalemer Könige, die zur Zerstö-
rung dieser Hauptstadt  durch die 
babylonische Weltmacht geführt 
hat, wird ein Programm einer um-
fassenden gesellschaftlichen Erneu-
erung vor Augen geführt: Die Ver-
heißung einer neuen königlichen 
Gestalt, die sich für Gerechtigkeit 
und Solidarität einsetzt und Partei 
für die Hil�osen und Armen ergreift 
(V. 1-5), an die sich die Vision eines 
universalen Friedens zwischen 
Mensch, genauer: Kindern sowie 
Raub- und Haustieren anschließt 
(V. 6-8). Nach Erich Zenger hebt sie 

programmatisch auf Machtverzicht 
und Respektierung des Lebens-
rechtes als obersten Prinzipien des 
Zusammenlebens ab.

Für diese Art der Beziehungen zu 
Gott, den Mitmenschen und der 
Mitwelt steht in der Hebräischen 
Bibel der Begri� „Schalom“. Nach 
Walter Homolka lässt er sich de�-
nieren „als dem göttlichen Friedens-
willen entspringendes Heil- und 
Vollendetsein der Kreaturen und 
ihr friedvolles Zusammenwirken in 
einer auf Gottes Gesetzen gegrün-
deten Lebensordnung (Ps 14; 15, 
37-40; 34,15; 37,11)“ (a.a.O., 569). 
Er beinhaltet somit „einen Zustand 
allseitigen, umfassenden Wohler-
gehens, der Leben ermöglicht und 
fördert“ (ebd., 568), beginnend im 
Nahbereich bis hin zur Politik, Kultur 
und Natur. Engstens mit „Schalom“ 
verbunden ist die Gerechtigkeit 
(vgl. Ps 85,11; Jes 32,17). Beide be-
ziehen sich nicht auf eine objektiv 
vorgegebene Ordnung, sondern 
auf eine Wirklichkeit, die erst noch 
zu scha�en bzw. zu verändern ist. 
Dazu gehört Mut, hebr. „Oz“ (vgl. Ps 
29,11). Es handelt sich um eine mu-
tige Entscheidung von Menschen, 
Frieden zu wagen und auf Gewalt 
und Krieg zu verzichten.

Trotz der Bedrängnisse und der 
brutalen Gewalttaten, denen das 
jüdische Volk im Laufe der Geschich-
te ausgesetzt war – Vorkommnisse, 

vor denen sich seit seiner Gründung 
der moderne Staat Israel mit starker 
militärischer Aufrüstung zu wapp-
nen bestrebt ist – , hat es immer 
wieder Personen gegeben, die aus 
ihrem jüdischen Glauben heraus 
diesen Mut aufgebracht und einen 
konsequenten Pazi�smus vertreten 
haben.2 Zu aktuell in Israel aktiven 
Friedensbewegungen, die sich für 
eine Friedenspolitik in Palästina ein-
setzen und dafür vom derzeitigen 
Mainstream in der dortigen Politik 
diskriminiert werden, zählen etwa 
die „Rabbis for Human Rights“ und 
„Schalom Achschaw“. In Europa 
ist 2002 die Föderation „European 
Jews for a Just Peace“ gegründet 
worden.

2. Christentum

„In Leben und Lehre Jesu Christi, 
in seinem Tod und seiner Aufer-
stehung erkennen wir, dass Friede 
sowohl Verheißung als auch Ge-
genwart ist – eine Hoffnung für 
die Zukunft und ein Geschenk hier 
und jetzt. Jesus lehrte uns, unsere 
Feinde zu lieben, für unsere Verfol-
ger zu beten und keine tödlichen 
Wa�en zu benutzen. Der Friede, den 
er uns bringt, kommt im Geist der 

2 Vgl. Walter Homolka, a.a.O.,S.  571-579; 
Peter Bürger, Judentum und Pazi�smus 
[https://www.heise.de/tp/features/
Judentum-und-Pazifismus-3366622.
html?seite=all; 6.2.2019]

Seligpreisungen zum Ausdruck (Mt 
5,3-11). Obwohl Jesus verfolgt wird, 
bleibt er standhaft in seiner aktiven 
Gewaltlosigkeit, sogar bis in den 
Tod. Sein Leben für die Gerechtigkeit 
endet am Kreuz, einem Werkzeug 
der Folter und Hinrichtung. Mit 
Jesu Auferstehung bekräftigt Gott, 
dass eine solch unerschütterliche 
Liebe, ein solcher Gehorsam und ein 
solches Vertrauen zu Leben führen. 
Das gilt auch für uns.“3 

Komprimiert �ndet sich in diesen 
Sätzen aus dem ökumenischen 
Aufruf zum gerechten Frieden 
aus dem Jahr 2011 die Friedens-
botschaft des Neuen Testaments 
zusammengefasst. Eine doppelte 
Überzeugung kommt darin zum 
Ausdruck: Friede ist ein Geschenk, 
eine Gabe Gottes an die Mensch-
heit. Aus diesem Geschenk erfolgt 
für die Gläubigen die Verp�ichtung, 
diesen Frieden Gottes, soweit sie es 
vermögen, praktisch umzusetzen. 
Jesus Christus ist in seiner konse-
quenten Gewaltlosigkeit für sie 
die Verkörperung dieses Friedens 
und somit maßgebliches Vorbild 
– wobei die Haltung Jesu vor dem 
Hintergrund der Entwicklung des 
Friedensdenkens in seiner eigenen 
Religion, dem Judentum, zu sehen 

3 Ein ökumenischer Aufruf zum gerechten 
Frieden. In: Raiser, Konrad/Schmitthen-
ner, Ulrich (Hg.): Gerechter Friede. Ein 
ökumenischer Aufruf zum Gerechten 
Frieden. Berlin 2013. S. 5-20, hier: S. 6f.
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ist. Entsprechend verlangt auch 
Frieden im Sinne des Neuen Testa-
ments ein konkretes Tun, das durch-
aus Kon�ikte mit den herrschenden 
Mächten und Gewalten provoziert.

In der Kirche galten bis in das 4. 
Jahrhundert n.Chr. hinein weithin 
Soldatsein und Christsein als un-
vereinbar.4 Das änderte sich, als die 
Kirche zur Staatsreligion erhoben 
und damit zu einem auch politisch 
relevanten Faktor wurde. Immerhin 
wurden mit der „Lehre vom ge-
rechten Krieg“ die Kriegserklärung 
und -führung an restriktive Bedin-
gungen geknüpft (, die allerdings 
so gut nicht eingehalten wurden). 
Dieser loyalen Haltung gegenüber 
dem Staat widersetzen sich die 
sog. „Friedenskirchen“ (Böhmische 
Brüder, Herrnhuter Brüdergemein-
de, Mennoniten, Hutterer, Quäker 
u.a.), die u.a. den Militärdienst 
ablehnen und stattdessen sich für 
Friedensdienst in Krisengebieten 
(Christian Peacemaker Teams) 
einsetzen. Nach den schrecklichen 
Erfahrungen der beiden Weltkriege 
hat sich auch in den „Großkirchen“ 
die Überzeugung durchgesetzt, 
dass Krieg nach Gottes Willen nicht 
sein soll. Mit der Entwicklung der 
Massenvernichtungsmittel führte 

4 Vgl. Peter Bürger, Frühchristlicher Paz-
tifismus und „gerechter Krieg“ – Teil 
1: Dreihundert Jahre Gewaltfreiheit 
[https://www.lebenshaus-alb.de/ma -
gazin/003636.html; 7.2.2019]

das zu der Einsicht, dass die Leh-
re vom gerechten Krieg obsolet 
geworden ist. An deren Stelle ist 
weithin in der Ökumene die „Lehre 
vom gerechten Frieden“ mit der 
vorrangigen Option für Gewalt-
freiheit und für ein umfassendes 
Sicherheitskonzept getreten. Ihren 
Niederschlag findet diese Lehre 
sowohl auf der Ebene von Frie-
densforschungsstudien als auch 
in vielfältigen Friedensinitiativen 
weltweit. Beispielhaft sei die neu-
erliche Kampagne zum Verbot der 
Atomwaffen genannt. Nüchtern 
muss allerdings eingestanden 
werden, dass solche konsequente 
Arbeit für den Frieden noch längst 
nicht das allgemeine innerkirch-
liche Bewusstsein prägt. Hinzu-
kommt, dass ihre Glaubwürdigkeit 
nicht zuletzt davon abhängt, wie 
auch in den Reihen der Kirchen 
selbst die Prinzipien des von ihnen 
deklarierten „gerechten Friedens“ 
befolgt werden.

3. Islam

Nach Ayse S. Kadayi�ci-Orellana, ei-
ner in den USA tätigen Friedens- und 
Konfliktforscherin muslimischen 
Glaubens, lassen sich im Islam drei 
gegensätzliche und gegeneinander 
ringende Interpretationsweisen von 
Gewalt und Frieden unterscheiden: 
(1) eine o�ensive, die Allahs Herr-
schaft auf der Erde als Garant für 
Gerechtigkeit, Freiheit und Frieden 

durchzusetzen bestrebt ist, wenn 
nicht anders möglich, mit Gewalt, 
(2) eine defensive, die im Falle 
der Bedrohung eine kriegerische 
Abwehr erlaubt, sowie (3) eine 
gewaltlose. Diese letzte wird nach 
Überzeugung von Frau Kadayi�ci-
Orellana am besten dem Geist 
der zentralen islamischen Quellen 
gerecht. Diesen zufolge, so führt sie 
dazu aus, „beginnt der Frieden mit 
Gott, denn as-Salam (Frieden) ist 
einer der schönsten der 99 Namen 
Gottes (Q 59:23). Dieser Frieden ist 
ein positiver Zustand von Gebor-
genheit oder Sicherheit, der den 
Frieden mit sich selbst einschließt 
sowie den Frieden mit seinen Mit-
menschen, mit der Natur und mit 
Gott… Frieden ist jedoch nicht nur 
ein ̀ rein passiver Zustand´, sondern 
bedeutet `ganz aktiv gegen die 
Bedrohungen des Bösen, der Zer-
störung und des Aufruhrs einzutre-
ten, die von innen oder von außen 
herrühren könne�… So fordert Gott 
die Gläubigen stets auf, ihr Streben 
auf die Wiederherstellung von 
Harmonie, Gerechtigkeit und Frie-
den auf Erden zu richten, um den 
`dauerhaften Zustand des Frieden� 
(Q 10:25) zu erreichen.“5 Was Frau 
Kadayifici-Orellana im Einzelnen 
dazu ausführt, kann hier nicht 
dargelegt werden. Ihr Anliegen ist 

5 Ayse S. Kadayi�ci-Orellana, Frieden und 
Gewalt im Islam. In: Reinhold Mokrosch 
u.a. (Hg.), Religionen und Weltfrieden, 
Stuttgart 2013, S. 137-156, hier: S 142f.

es – und dafür setzt sie sich als 
Mitgründerin des Salam Institute 
for Peace and Justice in den USA ein 
–, innerhalb der eigenen Reihen ein 
Bewusstsein dafür voranzutreiben, 
dass im Sinne der islamischen Quel-
len der Weg der Gewaltlosigkeit zu 
bevorzugen ist und so die Islamisten 
zu delegitimieren. Wenn auch nicht 
so absolut für Gewaltfreiheit ein-
tretend, haben die 38 islamischen 
Gelehrten in ihrem O�enen Brief als 
Antwort auf eine Bemerkung von 
Papst Benedikt XVI in seiner „Re-
gensburger Vorlesung“ im Septem-
ber 2006 betont, dass eine religiöse 
Legitimation von Kriegen unisla-
misch sei. In diese Reihe eines strikt 
auf Frieden bedachten Islam passt 
auch das höchst beachtenswerte 
„Dokument über die Brüderlichkeit 
aller Menschen für ein friedliches 
Zusammenleben in der Welt“, das 
der Großimam von Al-Azhar Ahmad 
Al-Tayyeb gemeinsam mit Papst 
Franziskus am 4. Februar ds. Js. in 
Abu Dhabi unterzeichnet hat. Und 
nicht zuletzt ist Khan Abdul Gha�ar 
Khan (um 1890-1988) zu erwähnen, 
der ähnlich wie Mahatma Gandhi 
und gemeinsam mit ihm für eine 
Befreiung Indiens aus der britischen 
Herrschaft auf gewaltfreiem Weg 
gekämpft und dabei die Gewalt-
losigkeit aus dem muslimischen 
Glauben heraus begründet hat.
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4. Hinduismus

In den fernöstlichen Religionen be-
gegnet uns eine Welt des Denkens, 
der Spiritualität und des Tuns, die 
sich erheblich von den in Westasien 
entstandenen Religionen unter-
scheidet. Um mit dem Hinduismus 
zu beginnen: Es handelt sich bei 
ihm nicht um eine einheitliche 
und geschlossene religiöse Welt-
anschauung, sondern es gibt ihn in 
monotheistischen, polytheistischen 
und atheistischen Formen. Im Zuge 
der Unabhängigkeitsbewegung 
gegen das britische Kolonialreich 
ist er zum integralen Faktor der 
nationalen Identität Indiens gewor-
den. Allgemein geteilt, wenn auch 
unterschiedlich ausgelegt ist im 
Hinduismus die Überzeugung, dass 
im Kosmos eine Ordnung herrscht, 
die die Gestaltung der Beziehungen 
des Menschen zu sich selbst, zu den 
Mitmenschen und zur Mitwelt sowie 
den Göttern und dem Absoluten 
Sein vorgibt, der Dharma. Ohne 
ihn gibt es weder im Dies- noch im 
Jenseits Ho�nung auf Glück. Grund-
sätzlich �ndet das in einer o�enen, 
toleranten Mentalität seinen Nieder-
schlag. Die Vorstellung eines religiös 
motivierten Krieges ist mit dem 
Dharma-Verständnis nicht vereinbar, 
es sei denn, dass von außen ein An-
gri� auf diese Ordnungs-Vorstellung 
erfolgt (etwa durch das Eindringen 
des Islam oder des Christentums 
in Indien). In diesem Fall handelt es 

sich gemäß der Bhagavadita, einer 
für den Hinduismus maßgeblichen 
Quelle, um einen gerechten Krieg. 
Eine neuere politische Bewegung, 
Hindutva, verfolgt die (Wieder-)
Herstellung einer einzigen Hindu-
Nation und scheut vor dem Einsatz 
von Gewalt gegen dem im Land 
entgegenstehende Kräfte nicht 
zurück. Demgegenüber ist Mohan-
das Karamchand Gandhi, bekannt 
als Mahatma Gandhi (1869-1948) 
im Kampf um die Unabhängigkeit 
Indiens einen anderen Weg gegan-
gen, den er aus seiner religiösen 
Tradition heraus begründete und 
der für ihn und viele andere von 
ihm inspirierte Menschen über den 
damaligen Freiheitskampf hinaus 
einen grundsätzlichen Charakter 
annahm: den Weg konsequenter 
aktiver Gewaltlosigkeit. „Als Wa�e 
wählte er, was er saty�graha nannte: 
Wahrheit und Standhaftigkeit. In 
diesem passiven Widerstand (der 
sich äußern konnte in Boykott, Hun-
gerstreik, Nichtzahlen von Steuern, 
Nichtbeachten kolonialer Gesetze 
usw.) sah er die Verwendung von 
ahims� als eine moralische Kraft, 
die die Autonomie und Würde des 
Anderen respektiert …“ (Zydenbos, 
a.a.O., S. 617)

5. Buddhismus

Gemeinhin gilt der Buddhismus als 
die friedvolle Religion bzw. Weltan-
schauung schlechthin. Für diese Ein-

stellung steht aktuell Dalai-Lama 
par excellence. Umso irritierender 
ist es, wenn davon berichtet wird, 
dass in buddhistisch geprägten 
Ländern wie Burma (Myanmar), 
Thailand und Sri Lanka mit Gewalt 
vor allem gegen muslimische Min-
derheiten vorgegangen und dieses 
von buddhistischen Mönchen be-
feuert worden ist und wird, oder 
wenn z.B. an die Gräueltaten von 
Buddhisten in Japan während des 2. 

Weltkriegs erinnert wird. Dennoch 
ist daran festzuhalten: Grundsätz-
lich hat die Gewaltlosigkeit in der 
Lehre des Buddhismus einen hohen 
Stellenwert. Es gilt, keine Gewalt 
anzuwenden, kein Leid zuzufügen 

und erst recht nicht zu töten. Um 
dieses beherzigen zu können, ist es 
notwendig, dass die Menschen ihre 
falschen Einstellungen und Sicht-
weisen durch spirituelle Methoden 
(entlang des achtfachen Wegs) 
überwinden. „Das ultimative Ziel 
dieser Verfahren ist das Nirvana, 
d.h. das Auslöschen des Leidens, 
die Überwindung des Anhaftens 
an Vergänglichem und die völlige 
Befreiung aus den Fesseln des Zyk-

lus des Werdens und Vergehens. Auf 
dem Weg zum Nirvana entwickeln 
sich buddhistisch Tugenden wie 
Weisheit, liebevolle Freundlichkeit, 
Mitleid, mitfühlende Freude und 
Gleichmut, die als individuelle 

I  Religionen als Friedensstifterinnen  II  Beiträge zum Schwerpunktthema: „Sicherheit neu denken“  I 4746



Markus A. Weingardt:  
Religiöse Friedensarbeit - 
Akteure, Beispiele, Methoden, 
Bonn 2018, 230 S., 4,50 EUR

Dieses bereits 2014 im Gütersloher Verlagshaus er-
schienene Werkbuch zur religiösen Friedensarbeit 
ist im vergangenen Jahr in die Schriftenreihe der 

Bundeszentrale für politische Bildung (Bonn) aufgenommen wor-
den und kann von dort zu einem günstigen Preis bezogen werden.

Es umfasst außer Einführung und abschließender Vorstellung des 
„Projekts Weltethos“ 10 thematische Abschnitte: Gewaltfreie 
Aktion, Friedenserziehung, Training for Peace, Friedensmarsch, 
Dialog, Friedensethische Stellungnahmen, Vermittlung, Media-
tion, Menschenrechte und Versöhnungsarbeit. Diese Abschnitte 
sind durchweg in gleicher Weise untergliedert: Methode, ein 
Fallbeispiel aus Deutschland sowie eins aus einem anderen 
Land. Angefügt sind jeweils weiterführende Informationen und 
Literaturhinweise. Das Ganze ist sehr lesefreundlich (mit Bildern 
u.ä.) au�ereitet, so dass es Spaß macht, in diesem Buch herum-
zublättern und an der einen oder anderen Stelle innezuhalten.

Der Leser/die Leserin erhält ein breites und informatives Spektrum 
darüber, wo und wie Religionen in neuerer Zeit versöhnungs- und 
friedensstiftend gewirkt haben und wirken.

Dr. theol. Dr. theol. h.c. Norbert Mette absolvierte sein Studium der Sozi-
alwissenschaften und Theologie in Münster. Von 1984-2002 hatte er eine 
Professur für Praktische Theologie/Religionspädagogik an der Universität 
Paderborn und von 2002-2011 dito an der Universität Dortmund. Seitdem 
ist er im (aktiven) Ruhestand und lang�ähriges pax christi-Mitglied.

Grundbedingungen für das ge-
waltfreie Zusammenleben gelten 
können“ (Usarski, a.a.O., 625 unter 
Weglassen der Klammern). Aus der 
„inneren Abrüstung“ ergibt sich 
der äußere Friede. Unterschiedliche 
Auffassungen gibt es in den ver-
schiedenen Strömungen des Bud-
dhismus, ob und inwieweit im Falle 
des (drohenden) Angri�s auf das 
kulturelle Erbe, besonders auf die 
wahre Lehre (dharma) Gewalt ange-
wendet werden darf. Die Bandbreite 
der Au�assungen reicht von mehr 
oder weniger eingeschränkter Legi-
timation bis hin zur strikten Ableh-
nung. Aus dem Entsetzen über die 
Folgen des Krieges in ihrer Region 
und ihrer Verstrickung darin heraus 
haben z.B. Buddhisten in Japan sich 
maßgeblich am Zustandekommen 
einer Friedensbewegung in ihrem 
Land beteiligt und 1970 in Kyoto 
die Initiative zur Gründung der 
„Weltkonferenz der Religionen für 
den Frieden“ (Religions for Peace) 
ergriffen, einem Netzwerk, das 
heute in 70 Ländern verbreitet ist. 

6. Ausblick

Angesichts des Tatbestands, dass 
alle hier aufgeführten Religio-
nen nicht davon frei gesprochen 
werden können, zu Gewalt und 
Unfrieden beigetragen zu haben, 
ist zu hoffen und engagiert zu 
betreiben, dass sich in ihnen die 
Überzeugung durchsetzt – wie es 
in dem erwähnten Dokument von 
Abu Dhabi heißt –, „dass die wahren 
Lehren der Religionen dazu einla-
den, in den Werten des Friedens 
verankert zu bleiben; dass sie dazu 
anregen, die Werte des gegensei-
tigen Kennens, der Brüderlichkeit 
(besser. Geschwisterlichkeit, NM) 
aller Menschen und des allgemei-
nen Miteinanders zu vertreten, 
dass die darauf hinwirken, dass die 
Weisheit, die Gerechtigkeit und die 
Nächstenliebe wiederhergestellt 
werden …“ Angesichts der gegen-
wärtigen Weltlage ist ein solches 
Zusammenwirken der Glaubenden 
aus allen Religionen – gemeinsam 
mit ähnlich gesinnten Nichtglau-
benden – dringender denn je.
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Schwerpunkte der 
Vorstandsarbeit bis 2021

Am 2.3. trafen sich der Vorstand und der Friedensreferent mit dem ehe-

maligen geistlichen Beirat Klaus Hagedorn und zwei weiteren pax christi-

Mitgliedern aus Vechta und Oldenburg, um über die Möglichkeiten der 

Mitgliedergewinnung und die Schwerpunkte der nächsten Jahre zu beraten.  

Bei der Gewinnung neuer Interes-
sierter und Mitglieder, so das Re-
sümee, kommt es darauf an, heute 
relevante Themen an Fokusorte 
(z.B. Oldenburg, Münster, Reckling-
hausen) und Brückenköpfe (z.B. 
Hochschulgemeinden, Unis, kath. 
Schulen) anzubinden und auch 
neue Formate auszuprobieren (z.B. 
„Musik und Wort“, Exkursionen, Pro 
und Kontra-Diskussionen).

Am Nachmittag überlegte der 
aktuelle Vorstand gemeinsam mit 
dem Friedensreferenten die Arbeits-
schwerpunkte der nächsten Jahre. 
Insgesamt acht wurden identi�ziert 
und sollen (in unterschiedlicher 
Intensität) das pax christi-Pro�l der 
nächsten Jahre im Bistum Münster 
prägen - soweit es vom Vorstand 
abhängig ist. Über alle Aktivitäten 
der Mitglieder mit ihrem jeweiligen 
Pro�l freut sich der Vorstand!

1) Rüstungsexporte

Hier wird die Kampagne „Aktion 
Aufschrei“ ein Schwerpunkt blei-
ben. Wir wollen einen Blick auf 
Zuliefererketten im Münsterland 
werfen, auf Unternehmen, die 
an Rüstungsexporten beteiligt 
sind. Kooperationspartner sind 
die Aktion Aufschrei, die Deutsche 
Friedensgesellschaft – Vereinigte 
KriegsdienstgegnerInnen (DFG-
VK), Kathrin Vogler (Friedenspo-
litische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE, Mitglied des Bundes-
tages, Emsdetten), pax christi-
Mitglieder im Münsterland, ggf.  
auch das Eine-Welt-Forum Müns-
ter. Zunächst ist einiges an Re-
cherche nötig. Als Format bietet 
sich eine öffentliche Aktion an. 
Verantwortlich für diesen Schwer-
punkt ist Daniel, unterstützt von 
Maria.

Stefan Leibold
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2) Migration/Ge�üchtete

Die Aktion „Seebrücke“, die sichere 
Fluchtwege, eine Entkriminalisie-
rung der Seenotrettung und eine 
menschenwürdige Aufnahme der 
Menschen, die �iehen mussten oder 
noch auf der Flucht sind, fordert, 
wird ein Schwerpunktthema in die-
sem Bereich sein. Am 28.3. fand die 
szenische Lesung „Ein Morgen vor 
Lampedusa“ statt, von uns mitorga-
nisiert. Auch „Münster – Stadt der 
Zu�ucht“, ein Bündnis, das die Auf-
nahme zusätzlicher Ge�üchteter in 
Münster fordert, bleibt ein Schwer-
punkt unserer Arbeit in diesem 
Bereich. Kooperationspartner sind 
die Seebrücke, das Bündnis „Stadt 
der Zuflucht“, der Fachaustausch 
der Flüchtlingshilfen in Münster, 
das Netzwerk Kirchenasyl, das Ins-
titut für Theologie und Politik (ITP) 
und die Katholische Studierenden- 
und Hochschulgemeinde Münster 
(KSHG). Verantwortlich sind alle 
Vorstandsmitglieder und der Frie-
densreferent.

3) Interreligiöser Dialog

Es besteht die Arbeitsgruppe 
„Christlich-muslimischer Dialog“ 
(neuer Titel) mit E. Ockel, T. Garske, 
B. Lübbering, H. Erlemann und ei-
nem H. Alhaw. An der Neuau�age 
des „West-Östlichen Diwans“ vom 
Künstler Thomas Nufer in Münster 
möchten wir uns gerne beteiligen. 
Kooperationspartner sind die Ar-

beitsstelle Interreligiöser Dialog 
und das Zentrum für Islamische 
Theologie. Verantwortlich sind 
insbesondere Eberhard und die AG.

4) „Sicherheit neu denken“

Die Kampagne, die das von der 
evangelischen Landeskirche in 
Baden entwickelte Szenario umset-
zen will, unterstützen wir. Anfang 
September wird Ralf Becker, einer 
der Mitinitiatoren, dazu in Münster 
referieren. In der pc-Korrespondenz 
ist das Thema Schwerpunkt der 
vorliegenden Ausgabe. Mögliche 
Kooperationspartner sind die Or-
ganisatoren der Kampagne, die 
DFG-VK, das Ev. Forum, das Eine-
Welt-Forum und der Friedensethi-
ker H.-R. Reuter.

5) Freiwilligendienst/ 
Friedensdienst

Für die AG (bisher nur Matthias 
Lauks) wird Zuwachs gesucht, sonst 
kann das Projekt nicht umgesetzt 
werden. Kooperationspartner sind 
der Projektträger in der Ukraine 
und pc Aachen. Verantwortlich ist 
aus dem Vorstand bisher niemand.

6) Friedensbildung

Dazu gehören der Friedenslauf von 
Schüler*innen am 10.10. und der 
Workshop mit pc Paderborn und 
Aachen im November. Dort wird 
ein Planspiel zum Rüstungsexport 

für Jugendliche ab ca. 15 Jahren 
vorgestellt, das an Schulen einge-
setzt werden kann. Auf längere 
Sicht ist eine Beteiligung an der 
Initiative „Bundeswehr raus aus 
den Schulen!“ und eine Befragung 
von Schulen zum Thema Friedens-
arbeit wünschenswert. Kooperati-
onspartner sind pc Paderborn und 
Aachen, die AG Frieden Münster, 
das forumZFD, B. Thomas vom 
Eine-Welt-Forum und (kirchliche) 
Schulen. Verantwortlich ist in erster 
Linie Daniel.

7) Ächtung der 
Nuklearwa�en

Am 7.7. ruft pax christi zum Akti-
onstag in Büchel auf und organisiert 
ggf. eine Veranstaltung für die „Da-
heimgebliebenen“. Sollte es nach 
der Kündigung des INF-Vertrages 
zur Stationierung neuer Atomrake-
ten kommen, wird pc darauf reagie-
ren müssen. Die Veranstaltung mit 
Heinz-Günther Stobbe in Schulen 
zum Thema „Atomare Rüstung-kon-
trollierbarer Wahnsinn?“  soll inter-
essierten Schulen z.B. in der letzten 
Woche vor den Sommerferien ange-
boten werden (nach Absprache mit 
Stobbe). Kooperationspartner sind 
die IPPNW (Studierendengruppe), 
die deutsche Sektion von pax christi, 
atomwa�enfrei jetzt!, pc Aachen, 
Essen und Köln, (kirchliche) Schulen. 
Verantwortlich sind alle, die Gruppe 
Recklinghausen, was die Organisa-
tion der Fahrt nach Büchel angeht.

8. Anti-Rassismus/Rechts-
extremismus

Zu diesem Thema ist einiges an Re-
cherche nötig. Geeignete Literatur 
gibt es genug (u.a. die Schriften 
von Heitmeyer et al., das Buch 
von E. Wehling zum „Politischen 
Framing“). Auf der Delegierten-
versammlung Ende Oktober soll 
eine bundesweite AG eingerichtet 
werden. Sinnvoll wären niedrig-
schwellige Veranstaltungen. Kon-
krete Ideen: ein Gottesdienst in der 
Jugendkirche „E�ata“ in Münster 
und eine Stadtführung in der Aa-
seestadt. Kooperationspartner sind 
die KSHG, die E�ata-Jugendkirche 
in Münster, amnesty international, 
die „Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes – Bund der Anti-
faschistinnen und Antifaschisten“ 
(VVN-BdA) und B. Thomas aus der 
Aaseestadt-Gemeinde. Verantwort-
lich sind Daniel und Stefan (und ggf. 
der zukünftige geistliche Beirat…).

Die Thematik „Europa als Frie-
densprojekt?!“ zieht sich als Quer-
schnittsthema durch viele der 
oben beschriebenen Bereiche.  
Diese Ideen können nur mit mög-
lichst viel Leben gefüllt werden, 
wenn sich Mitglieder und Interes-
sierte an der einen und anderen 
Stelle engagieren (gerade auch 
außerhalb der Stadt Münster). Bitte 
fragt nach und wenn euch ein Pro-
jekt anspricht, meldet euch gerne!
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Tagung der 
Friedensreferent*innen 
in Paderborn

Zweimal im Jahr tre�en sich die Friedensreferent*innen aus den Diözesan-

verbänden von pax christi zum zweitägigen Austausch über ihre Aktivitäten 

und gemeinsamen Planungen. Anfang Dezember 2018 trafen wir uns unter 

der Leitung von Generalsekretärin Christine Ho�mann in Paderborn.

Zu Beginn stellten die Teilneh-
menden anhand eines Zeitstrahls 
einen Aspekt ihrer Arbeit vor, der 
sie im letzten halben Jahr, aktuell 
und in den kommenden Monaten 
beschäftigt. Strukturelle Neuerun-
gen standen und stehen dabei bei 
vielen im Vordergrund ihrer Arbeit, 
verbunden mit der Ho�nung, an -
schließend wieder intensiver in die 
inhaltliche Arbeit einzusteigen. Das 
„Schrumpfen“ der Mitgliederzahlen 
sowie das „älter werden“ der Mit-
glieder ist dabei nach wie vor eines 
der grundlegenden Probleme. 

Pressegespräch

Im Anschluss bereiteten wir uns auf 
das geplante Pressegespräch mit 
Birger Berbüsse, einem Redakteur 
der Neuen Westfälischen, vor. Herr 

Berbüsse hatte ausführlich über pax 
christi und die drohenden Mittelkür-
zungen berichtet und war uns somit 
eine große Hilfe. Im Gespräch woll-
ten wir allerdings nicht überwiegend 
Probleme schildern, sondern die 
Bandbreite unserer bundesweiten 
Aktivitäten darstellen. Dazu wurden 
die Statements zu den verschiede-
nen Themen zunächst in Kleingrup-
pen eingeübt, um im tatsächlichen 
Pressegespräch zu wissen, was 
jede*r sagen und nicht sagen möch-
te und somit einen professionellen 
Eindruck zu hinterlassen. 

Das Pressegespräch am zweiten 
Tag unseres Treffens verlief sehr 
gut, alle konnten ihre Themen 
gut und flüssig präsentieren, es 
entwickelte sich ein intensives 
Gespräch. Wichtig war es für uns 

Daniel Kim Hügel

auch, dass wir uns als eine Einheit 
von Friedensreferent*innen präsen-
tieren, die sich gemeinsam, bundes-
weit für den Frieden einsetzen. Lei-
der war der Output unserer Arbeit 
hier bisher nicht zufriedenstellend: 
bisher erschien nur ein kurzer Arti-
kel in der „Neuen Westfälischen“, 
der zwar von unserem Tre�en und 
der Weiterförderung von pax christi 
berichtet, nicht aber über unsere 
bundesweite inhaltliche Arbeit.

Vorstellung des pax christi 
DV Paderborn

Am Abend des ersten Tages stellte 
Dr. Peter Witte, Vorsitzender des 
pax christi DV Paderborn uns die 
Geschichte und die Aktivitäten von 
pax christi Paderborn vor. Anschlie-
ßend ließen wir den Abend gemüt-
lich mit spannenden Gesprächen 
und Getränken in einer Paderborner 
Kulturbar ausklingen.

Weitere Themen

Weiteres Thema war u.a. die pax 
christi-Imagekampagne. Hier stellte 
Christine Ho�mann den aktuellen 
Stand vor, und wir planten, wie wir 
Elemente der Kampagne in unseren 
Diözesanverbänden einbringen 
und umsetzen können. Auch der 
Beschluss der Delegiertenversamm-
lung zum Umgang mit der AfD wur-
de thematisiert. Alle Anwesenden 

stützten den Beschluss, einigen 
ging dieser noch nicht weit genug. 
In allen DVs ist der Umgang mit der 
AfD ein Thema und wird diskutiert.

Als Fazit lässt sich erneut festhalten, 
dass der Austausch untereinander 
sehr wichtig für uns alle ist: wir 
lernen voneinander, stärken uns, 
geben uns Tipps und Hinweise und 
können gemeinsam planen. Auch 
im Jahr 2019 stehen zwei weitere 
Treffen an: in Berlin und bei pax 
christi Rhein-Main.

Manfred Jäger, Friedensreferent pax christi Paderborn, 
erklärt den Ablauf unseres Tre�ens

Kristina Blömer (pax christi Aachen) und Generalsekre-
tärin Christine Ho�mann im Gespräch mit Journalist 
Birger Berbüsse.
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pax christi - 
Zukunftswerkstatt 
1. - 3. Februar 2019 in Magdeburg

Eine Zukunftswerkstatt ist laut Wikipedia eine „Methode, die Phantasie 

anzuregen, um mit neuen Ideen Lösungen für gesellschaftliche Probleme zu 

entwickeln.“ (Wikipedia). In diesem Fall ging es um eine kritische Bestands-

aufnahme der Arbeit von pax christi und darum, daraus konkrete Ideen für 

die Zukunft der Bewegung zu gewinnen. Also traf ich mich mit 17 anderen 

Mitstreiter*innen im Roncallihaus in Magdeburg, um die Zukunft von pax 

christi in Deutschland zu gestalten. 

Bei der Methode einer Zukunfts-
werkstatt, die Gerold König vom 
Bundesvorstand mit Übersicht und 
Gespür moderierte, beginnt man 
mit einer Sammlung aller mögli-
chen Kritikpunkte, mit dem, was 
alles nicht funktioniert, geht über 
eine positive Formulierung des 
festgestellten Sachverhalts zur For-
mulierung des utopischen Gehalts 
über, und dann kommt der schwie-
rigste Teil: die Utopie in eine kon-
krete und überprü�are Forderung 
zu verwandeln. In einer Kurzform 
habe ich an einer Zukunftswerk-
statt schon einmal teilgenommen; 
ich war aber verblü�t, wie gut die 
Methode tatsächlich funktioniert 

hat, und dass das Ziel, konkrete 
Lösungsansätze für festgestellte 
De�zite zu erarbeiten, zusammen 
erreicht wurde. 

Das ganze Wochenende herrsch-
te eine konzentrierte, aber nicht 
angespannte Atmosphäre, die ich 
als sehr konstruktiv empfunden 
habe. Großer Dank geht an die sehr 
engagiert mitwirkenden pax christi-
Mitglieder aus ganz Deutschland 
und insbesondere an Gerold König 
als fachkundigen Moderator des 
Prozesses. Samstagabend besuchte 
die Gruppe einen Gottesdienst, der 
vom Magdeburger Alt-Bischof Leo 
Nowak authentisch und anspre-

Stefan Leibold

chend geleitet wurde. Die verschie-
denen Phasen einer Zukunftswerk-
statt lassen sich in ihrer Dynamik 
nur schwer beschreiben, daher 
folgt nun eine (von mir sprachlich 
etwas geglättete) Aufzählung der 
Vorschläge (die jeweils Verantwort-
lichen habe ich hier weggelassen; 
Informationen zu allen Phasen 
findet man im Mitgliederbereich 
der Homepage. Bei Interesse gerne 
nachfragen!) Die Teilnehmenden 
ho�en, dass diese Vorschläge sich 
alsbald realisieren lassen.

Vorschläge/ Forderungen 
an uns selbst aus der 
Zukunftswerkstatt von 
pax christi 2019

1. Wir schaffen eine pax christi-
spezi�sche Kommunikationskultur, 
geprägt von der Friedensspirituali-
tät. Dazu gehören Kommunikati-
onstrainings und das Erlernen von 
Moderationstechniken. Interne und 
externe Ressourcen sollen dazu 
genutzt werden.

2. Wir machen vielfältige Angebote 
zur Förderung der Friedensspiritu-
alität (der Mitglieder) auf unter -
schiedlichen Ebenen als offenes 
Angebot (Leitbild „Kampf und 
Kontemplation“).

3. Die DV beauftragt den Bundes-
vorstand, ein Konzept der Mit-

gliederverwaltung/ -betreuung, 
Finanzbuchhaltung und Spenden-
betreuung für Diözesanverbände 
zu entwickeln, die nicht mehr dazu 
in der Lage sind oder dies nicht ma-
chen wollen.

4. Es wird eine Best Practice-Platt-
form eingerichtet, moderiert von 3 
Leuten (Stichworte: auch aus Feh-
lern lernen, mit Feedback)

5. Es wird eine Datenbank geschaf-
fen: Wissen und Kompetenzen 
sollen genutzt und weitergegeben 
werden. 

6. Die DV richtet zwei neue Arbeits-
gemeinschaften ein: zum einen zu 
den ökologischen Dimensionen des 
Friedens, zum anderen zum Thema 
Rechtsextremismus.

7. Das Thema Erinnerungskultur 
und Versöhnung soll in der Daten-
bank und in der Außendarstellung 
sichtbar sein.

8. Der Bundesvorstand sammelt 
Kontakte von pax-Mitgliedern aus 
Parteien und Gewerkschaften. Er 
berät, wo und auf welche Weise 
Kooperationen möglich und not-
wendig sind und identi�ziert Ein -
�ussmöglichkeiten.

9. Es wird eine Arbeitsgruppe auf 
Bundesebene zum Thema Mitglie-
derwerbung, -bindung und -aktivie-
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rung eingerichtet, die sich mit den 
für die Mitglieder Verantwortlichen 
in den Diözesen vernetzt und aus-
tauscht.

10. pax christi startet ein Vernet-
zungsprojekt von Einzelmitgliedern. 
Die Kontaktaufnahme erfogt durch 
einen Fragebogen in der pax Zeit 
zu Interessen, Fähigkeiten und  An-

geboten. Dazu könnten gehören: 
Online-Kontakte, gemeinsame An-
reise zu Veranstaltungen, Mentoren 
für Neumitglieder zur Verfügung 
stellen, ein Willkommenspaket 
zusammenstellen und weitere 
Vorschläge.

11. pax christi nutzt Petionsplatt-
formen und Kampagnen.

Die Teilnehmenden der Zukunftswerkstatt in Magdeburg.

3. Münsteraner Friedenslauf
10. Oktober 2019 – Sentruper Höhe

Am 10. Oktober 2019 startet bereits der 3. Münsteraner Friedenslauf rund 

um den Sportpark Sentruper Höhe. 

Knapp 500 Münsteraner Schüle-
rinnen und Schüler starteten im 
vergangenen Jahr beim Zweiten 
Münsteraner Friedenslauf rund um 
die Sportanlagen Sentruper Höhe.  
Dabei haben sie eine Summe von 
rund 8.500 € erlaufen - ein tolles 
Ergebnis!  Mit dem Erlös unterstüt-

zen sie die Arbeit von pax christi 
Münster und des Forum Ziviler Frie-
densdienst e.V. (forumZFD). Im Jahr 
2018 Jahr stand die Friedensarbeit 
im Libanon und in Deutschland im 
Fokus. Mit den Spenden unterstützt 

pax christi Münster die caritas 
international und ermöglicht so 
Kindern aus ge�üchteten Familien 
im Libanon den Schulbesuch. Das 
Projekt hat einen integrativen An-
satz: Muslimische und christliche 
Kinder lernen gemeinsam an den 
Schulen.

Einladung zum Friedens-
lauf 2019

Sehr gerne möchten wir in diesem 
Jahr noch mehr Schülerinnen und 
Schüler zur Teilnahme motivieren. 

Auch in diesem Jahr übernimmt 
Oberbürgermeister Markus Lewe 
die Schirmherrschaft. Als Botschaf-
ter des Friedenslaufs konnten wir 
den bekannten Münsteraner (Frie-
dens-)Künstler Thomas Nufer ge-
winnen, der eine gemeinsame 
friedenspolitische Aktion mit den 
teilnehmenden Kindern am Lauftag 
plant.

Daniel Kim Hügel
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Wofür laufen wir?

Unter dem Motto „Miteinander 
statt nebeneinander – gemeinsam 
in Vielfalt leben“  sammeln die 
Kinder und Jugendlichen mit jeder 
gelaufenen Runde Spenden für die 
Unterstützung der Friedensarbeit 
von pax christi und des forumZFD 
(Forum Ziviler Friedensdienst e. V.) 
im Nahen Osten und in Deutsch-
land.

Mit den Spenden unterstützt pax 
christi Münster in diesem Jahr zwei 
Projekte im regionalen Schwer-
punkt. Zum einen ein Friedenspro-
jekt in Palästina mit Jugendlichen: 
Das Arab Educational Institute in 
Bethlehem (aei). Das aei ist eine 
palästinensische Bildungseinrich-
tung, die in den Regionen von 
Bethlehem, Hebron und Ramallah 
aktiv ist. Sie will die Arbeit für 
Frieden und Gewaltfreiheit durch 
entsprechende Bildungsangebote 
fördern. Das aei fördert besonders 
das Zusammenleben von Muslimen 
und Christen. Die Arbeit mit Jugend-
lichen, jungen Erwachsenen sowie 
LehrerInnen mit Eltern bilden einen 
Schwerpunkt.

Der andere Teil der Spenden für pax 
christi geht an die Begegnungsstät-
te Beit Noah der Benediktiner im 
Heiligen Land (Dormitio) in Tabgha. 
Besonders Menschen, die Wunden 
aus dem misslungenen Miteinander 

und gewaltsamen Gegeneinander 
von Menschen davongetragen ha-
ben, kommen in das gemeinsame 
Haus nach Tabgha: Kinder und 
Jugendliche, die im israelisch-pa-
lästinensischen Kon�ikt verwundet 
wurden und die mit bleibenden 
körperlichen Behinderungen le-
ben, Kinder und Jugendliche mit 
geistigen oder körperlichen Behin-
derungen, Kinder und Jugendliche 
aus Israel und Palästina, die trotz 
und wegen ihrer Behinderungen 
viel heilsame Freude am Leben 
haben. Für viele israelische und 
palästinensische Jugend- und Be-
hindertengruppen ist Beit Noah oft 
die einzige Möglichkeit, aus ihrem 
Alltag auszubrechen und Normali-
tät und Freiheit zu erleben.

Was lernen die Schülerin-
nen und Schüler durch den 
Friedenslauf?

Für Kinder und Jugendliche ist ein 
Friedenslauf ein besonderes Ereig-
nis: Sie lernen, dass jeder und jede 
von Ihnen „etwas tun kann“ – und 
dass sie zusammen ein eindrucks-
volles Zeichen für Frieden und Ge-
rechtigkeit setzen können. 

Ein optionales begleitendes Bil-
dungsprogramm mit dem Titel 
„Brücken bauen durch Dialog - 
im Schulalltag und in der Einen 
Welt“  bringt den Schülerinnen und 

Schülern positive Beispiele für die 
Überwindung von Kon�ikten und 
Vorurteilen durch Dialog – zum 
Beispiel in Israel und Palästina – 
näher. Gleichzeitig lernen sie, wie 
sie selbst in unserer Gesellschaft 
und auch an ihrer Schule zu einer 
gelungenen Willkommenskultur 
beitragen können.

Neben verschiedenen Bildungs-
heften bieten wir teilnehmenden 
Schulklassen interaktive Work-
shops, Filmvorträge sowie Ge-
sprächsrunden mit Geflüchteten 
und Friedensfachkräften an.

Anmeldungen und 
Informationen

Anmeldungen zum Friedenslauf 
sind bis zum 7. Juni 2019 möglich. 

Für weitere Infos oder eine Vorstel-
lung des Friedenslaufs und unserer 
Projekte im Kollegium können Sie 
mich telefonisch unter der Num-
mer 0251-511420 oder per Mail 
unter muenster@run4peace.eu 
erreichen. Unter www.run4peace.
eu/muenster �nden Sie ebenfalls 
weitere Informationen und die 
Möglichkeit zur Anmeldung.

Wir freuen uns, wenn auch Sie uns am 10. Oktober unterstützen und sich 
gemeinsam mit uns gegen Gewalt und für den Frieden weltweit einsetzen!

�Á�� ���Ä����Lehrer*in der Münsteraner Schulen : Nehmen Sie mit Ihren 
Schüler*innen teil! Sprechen Sie auch Kolleg*innen und die Schulleitung 
an!

�Á�� ���Ä����pax christi-Mitglied : Sprechen Sie Lehrer*innen, Schulleitungen und 
Schüler*innen der Münsteraner Schulen aus ihrem Familien-, Freundes-, 
und Bekanntenkreis an und motivieren Sie diese zur Teilnahme!

�Á�� �D�1�þ���=�D�×��Lauftag am 10. Oktober suchen wir engagierte Helfer*innen , die 
uns zwischen 9 und 12 Uhr tatkräftig unterstützen.  Hilfe wird vor allem 
bei der Ausgabe von Wasser und Bananen an die Läufer*innen, bei der 
Verteilung von Stempeln nach jeder gelaufenen Runde oder zur Absiche-
rung der Laufstrecke benötigt. Ihre Meldung zur ehrenamtlichen Mithilfe 
nehme ich unter d.huegel@paxchristi.de oder unter 0251/511420 gern 
entgegen.
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Für Frieden. 
Für Menschenrechte. 
Für Europa.

Vor den Wahlen zum Europäischen Parlament im Mai 2019 ruft pax christi 

in einem breiten Bündnis von 70 Organisationen und Institutionen aus acht 

europäischen Ländern zur Rettung des Friedensprojekts Europa auf.„Europa 

als Friedensprojekt ist für die internationale katholische Friedensbewegung 

pax christi Entstehungs- und Zielperspektive.“

Gestartet aus dem Geist der Ver-
söhnung mit Frankreich am Ende 
des Zweiten Weltkrieges strebt 
pax christi auch heute ganz selbst-
verständlich nach�einer Stärkung 
europäischen Zusammenwirkens.

 Die Herausforderung besteht heute 
darin, Europa von innen zu stärken, 
um nach außen ohne Abschottung 
wirken zu können“ erklärt der pax 
christi-Bundesvorsitzende Norbert 
Richter und erläutert: „Deshalb kri-
tisiert pax christi mit dem Bündnis 
die geplanten Milliardeninvestiti -
onen der Europäischen Union in 
Rüstungsforschung und die Militär-
kooperationen mit Drittstaaten. Die 
EU darf keine Staaten aufrüsten, die 
Krieg führen oder Menschenrechte 
verletzen. Die Förderung des Frie-

dens und der Menschenrechte darf 
nicht der Abwehr von Flucht und 
Migration zum Opfer fallen. Ange-
sichts der großen Zahl gewaltsamer 
Konflikte fordern wir die EU auf, 
mehr in gewaltfreie Kon�iktbear -
beitung zu investieren.“�

Bis zur Wahl vom 23. bis 26. Mai 2019 
sind alle Menschen in der Europäi-
schen Union eingeladen, den Auf-
ruf im Internet zu unterzeichnen: 
www.rettetdasfriedensprojekt.eu

Im Folgenden �nden Sie den voll-
ständigen Text des Aufrufs, eine 
Liste der Erstunterzeichner*innen 
sowie Hintergründe zu den drei 
Forderungen an das Europäische 
Parlament.�

pax christi – Deutsche Sektion

Aufruf an das Europäische Parlament
Rettet das Friedensprojekt Europa!
Für Frieden. Für Menschenrechte. Für Europa.

Die Europäische Einigung brachte 
nach dem Zweiten Weltkrieg Ver-
söhnung zwischen Feinden. Da-
mit wurde die Europäische Union 
weltweit zum Friedensprojekt mit 
Vorbildcharakter.�Heute brauchen 
wir dringender denn je eine Euro-
päische Union, die für Frieden und 
Menschenrechte eintritt – zu Hause 
und jenseits ihrer Grenzen.�Doch ab 
2021 sind Milliardeninvestitionen 
für die europäische Rüstungsindus-
trie, gemeinsame Militäreinsätze 
und noch mehr Grenzsicherung 
geplant. Die Förderung von Frieden 
und Menschenrechten droht der 
Abwehr von Migration und Flucht 
zum Opfer zu fallen.

Wir sind überzeugt, dass die Eu-
ropäische Union die Herzen ihrer 
Bürgerinnen und Bürger nur als 
Friedensprojekt und nicht als Mili-
tärmacht gewinnen wird.

Darum fordern wir die Abgeordne-
ten des Europäischen Parlaments 
auf: Setzen Sie sich für eine Europä-
ische Union ein, die bedingungslos 
für Frieden und Menschenrechte 
eintritt.�Setzen Sie sich dafür ein, 
dass die Europäische Union am 
Friedensprojekt Europa festhält und 
nicht zur Militärmacht wird.�

Wir fordern, dass die Europäische 
Union ihre Stärken als Vermittle-
rin in Kon�ikten und als Bündnis 
für Frieden durch Kooperation 
und Zusammenarbeit in der Welt 
ausbaut. Den Europäischen Vertei-
digungsfonds lehnen wir ab. Der 
Vertrag von Lissabon verbietet die 
Finanzierung von Rüstungsprojek-
ten und Militäreinsätzen aus dem 
Gemeinschaftshaushalt der Euro-
päischen Union. Diese Grundsätze 
sollten die Abgeordneten des Eu-
ropäischen Parlaments verteidigen 
und stärken.

Lassen Sie nicht zu, dass die Eu-
ropäische Union zur Abwehr von 
Flüchtenden und Migration Staaten 
aufrüstet, die Krieg führen oder 
Menschenrechte verletzen.

Wir fordern, dass die Europäische 
Union und ihre Mitgliedsstaaten 
keine Gelder zur Aufrüstung der 
Armeen und Milizen von Drittstaa-
ten einsetzen. Das Europäische 
Parlament muss sich gegenüber 
den Regierungen der Mitgliedsstaa-
ten der Europäischen Union für die 
Verschärfung und strikte Einhal-
tung der europäischen Kriterien für 
Rüstungsexporte einsetzen.
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Stärken Sie die Mittel der Europä-
ischen Union zur Förderung der 
gewaltfreien Kon�iktbearbeitung 
und der Menschenrechte.�

Wir fordern für den nächsten EU-
Finanzrahmen (2021-2027) 7 Milli-
arden Euro für gewaltfreie Kon�ikt -
bearbeitung und Friedensförderung 
und 3 Milliarden Euro für die För-
derung von Menschenrechten und 
Demokratie.

Erstunterzeichnende des 
Aufrufs:

�Á�� �D�à�þ�,�Ô�� �ô�ª�D�ª�Ä�D�þ�� �D�þ�ª�D�=�D�×���=�ª�D�×���� 
e. V. (forumZFD)

�Á�� �ú�ü�K���1�¦�þ�ª�����ª���³���*�D�,�����1�¦�D���»�D�¾���ª�à�×
�Á�� ���¾���ª�à�×���˜�D�Ô�D�ª�×���1�¦�ü�W�����*�ª�D�×�������W�1�þ��

den Frieden
�Á�� �!�,�×�=���W�1�þ�����à�]�ª�ü�Ä�D���ä�D�þ���D�ª�=�ª�˜�,�×�˜��

�Á�� �$�¦�,�þ�1�¦���ü�×�=����D�ü�1�D
�Á�� �“�¦�×�D���´�1�����,�×�˜���€�D�.�D�×
�Á�� �˜�¾�,�Ô�D�×�ª���1�¦�D���{�à�×���,�Ä���ü���ª�à�×���F�D-

rechtigkeit und Frieden

(Die vollständige Liste �nden Sie auf 
der Webseite von pax christi: www.
paxchristi.de)

Hintergrund

Das Europäische Parlament und 
der Rat der Europäischen Union 
verhandeln 2019 über den nächsten 
Mehrjährigen Finanzrahmen für die 
Jahre 2021 bis 2027. Diese Entschei-
dung wird die europäische Politik in 
den nächsten Jahren maßgeblich 
prägen.

Es ist zu befürchten, dass das Par-
lament und die Mitgliedsstaaten 

der Europäischen Union sich dem 
Druck rechtspopulistischer Bewe-
gungen beugen und in Zukunft 
noch mehr in die Abschottung der 
Außengrenzen und in militärische 
Sicherheitspolitik investieren: Ab 
2021 sind neue Milliardenausgaben 
in gemeinsame Rüstungsprojekte, 
mehr gemeinsame Militäreinsätze 
und der Ausbau der Grenzsicherung 
geplant.

Die Förderung des Friedens und der 
Menschenrechte soll eingeschränkt 
werden, und sie droht vor allem zur 
Migrationsabwehr instrumenta -
lisiert zu werden. Im Entwurf der 
Europäischen Kommission von Juni 
2018 für den Finanzrahmen sind 
nur 1 Milliarde Euro statt bislang 
2,3 Milliarden Euro für gewaltfreie 
Kon�iktbearbeitung vorgesehen.

Warum die Europäische 
Union nicht den Weg zur 
Militärmacht einschlagen 
sollte:

Der Europäische Verteidigungs-
fonds soll mit 13 Milliarden Euro 
für Rüstungsforschung und die 
Entwicklung neuer Wa�ensysteme 
ausgestattet werden. Darüber hi-
naus sollen 6,5 Milliarden Euro für 
militärische Mobilität, vor allem 
für schnelle Truppenverlegungen 
in Europa, zur Verfügung gestellt 

werden. Dieser Einsatz von Mitteln 
aus dem Gemeinschaftshaushalt 
für den Verteidigungsfonds würde 
den endgültigen Abschied von der 
Europäischen Union als ziviles Frie-
densprojekt bedeuten.

Im zukünftigen Gemeinschafts-
haushalt würde mehr als zehnmal 
mehr in Rüstungsförderung inves-
tiert als in Friedensförderung. Es 
ist zu befürchten, dass die milliar-
denschwere Subventionierung der 
europäischen Rüstungsindustrie 
aus dem Fonds zu noch mehr Waf-
fenexporten führen wird.

Der Europäische Verteidigungs-
fonds verstößt gegen den Vertrag 
von Lissabon. Dieser verbietet die 
Finanzierung von Rüstungsprojek-
ten und Militäreinsätzen aus dem 
Gemeinschaftshaushalt der Euro-
päischen Union.

Warum die Europäische 
Union und ihre Mitglieds-
staaten keine Staaten 
aufrüsten sollten, die Krieg 
führen oder Menschenrech-
te missachten:

Aus dem Gemeinschaftshaushalt 
der Europäischen Union und mit 
einer neuen außerbudgetären „Eu-
ropäischen Friedensfazilität“ sollen 
gemeinsame Militäreinsätze der EU 
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